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Satzung
der Stadt Meersburg tiber die Aufstellung des Bebauungsplanes
"Hiirtle Ost — 1. Anderung"

Der Gemeinderat der Stadt Meersburg hat am ..........ccccveveeeee. den Bebauungsplan
"Hirtle Ost — 1. Anderung” unter Zugrundelegung der nachfolgenden
Rechtsvorschriften als Satzung beschlossen:

1.) Baugesetzbuch (BauGB)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. | S.
2414), zuletzt geandert durch Gesetz vom 04.01.2023 (BGBI. |
Nr. 6) m.W.v. 01.02.2023,

2.) Verordnung iiber die bauliche Nutzung der Grundstiicke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. | S.
132), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 04.01.2023 (BGBI. | Nr.
6) m.W.v. 01.01.2023,

3.) Verordnung liber die Ausarbeitung der Bauleitplane sowie iiber die
Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung — PlanzV 90)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990
(BGBI. I S. 58), zuletzt gedandert durch Art. 3 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802),

4.) Landesbauordnung Baden-Wiirttemberg (LBOBaWii)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBI. S.
357, ber. 416), zuletzt gedndert durch Artikel 27 der Verordnung
vom 21. Dezember 2021 (GBI. 2022 S. 1, 4),

5.) Gemeindeordnung fiir Baden-Wiirttemberg (GemO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 (GBI. S.
581), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
2.Dezember 2020 (GBI. S. 1095, 1098).
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§1
Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich ergibt sich aus den
zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes.

§2
Bestandteile der Satzung

Die Satzung besteht aus:

1. dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes
M 1:500
2. den planungsrechtlichen Festsetzungen

Die ortlichen Bauvorschriften gem. § 74 LBO bestehen aus:
1. dem textlichen Teil

Der Satzung sind als Anlagen beigefiigt:
1. Begriindung

§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Festsetzungen

vom

im

vom

vom

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer den Festsetzungen nach §
74 LBO in diesem Plan zuwiderhandelt. Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO

handelt, wer gegen:

1. die Anforderungen an die dulRere Gestaltung baulicher Anlagen gem. §

74 Abs. 1 Nr. 1 LBO,

2. die Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten
Flachen der bebauten Grundstiicke gem. § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO,

3. die Beschrankung von Antennenanlagen,

4, die Unzulassigkeit von Freileitungen,

5. die Pflicht zur Herstellung der erforderlichen Stellpldtze gem. § 74 Abs. 2
Nr. 2 LBO

verstoRt.

§4 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Ausgefertigt:

Meersburg, den .......ccceeeeeenennee.

Robert Scherer, Blirgermeister
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Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1) BauGB)

1.0 Art + MaB der baulichen Nutzung
(89 (1) Nr. 1 BauGB)
Art + Mal} der baulichen Nutzung sind fiir den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes durch Planeintrag festgesetzt und der zugehoérigen
Nutzungsschablone zu entnehmen.

1.1 Art der baulichen Nutzung
WA = Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

GemaR § 1 (5) BauNVO wird festgesetzt, dass die in § 4 (2) BauNVO
aufgefiihrten allgemein zuldssigen Nutzungen Nr. 2. — die der
Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und
Speisewirtschaften - nicht zuldssig sind.

GemaR § 1 (6) BauNVO wird festgesetzt, dass die in § 4 (3) BauNVO
aufgefiihrten Ausnahmen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes
werden.

Ferienwohnungen sind als Sonderform der gewerblichen Nutzung als
Ausnahme nicht zulassig.
1.2 MaR der baulichen Nutzung

Das MaR der baulichen Nutzung wird nach § 16 (2) BauNVO bestimmt
durch die im Bebauungsplan eingetragene maximale Festsetzung der

e Grundflachenzahl (GRZ),
e Geschossflachenzahl (GFZ)
e die Zahl der Vollgeschosse,

e die Hohe der baulichen Anlagen.

1.2.1 Grundfldchenzahl (§ 19 BauNVO)

Die zuldssige Grundflichenzahl (GRZ) ist im Bebauungsplan durch
Eintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.

1.2.2 Geschossfldachenzahl (§ 20 BauNVO)

Die zulassige Geschossflachenzahl (GFZ) ist im Bebauungsplan durch
Eintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.

1.23 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 (1) BauNVO)

Zulassig ist die ein- und zweigeschossige Bauweise.
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124

1.24.1

1.24.2

1.2.5

2.0

2.1

2.2

Hoéhe der baulichen Anlagen (§ 18 (1) BauNVO)

Die Hohe der baulichen Anlagen wird definiert durch die Festsetzung
der maximalen Traufhohe (THmax) und der maximalen Firsthohe
(FHmax).

Die Traufhohe ist das Mal} zwischen der Erdgeschoss-Fullbodenhdhe
EFH (FertigfuBboden) und dem Schnittpunkt der Wand mit der
Unterkante der Dachhaut.

Die Firsthéhe ist das Mal} zwischen der Erdgeschoss-Fullbodenhdhe
EFH (FertigfuBboden) und Oberkante Dachfirst. Der Bezugspunkt fir
die Bemessung der Hohen liegt an den jeweiligen
Grundstiicksgrenzen auf der Hohe des jeweiligen Strallenniveaus. Er
ist fir jedes Baugrundstliick im zeichnerischen Teil des
Bebauungsplanes dargestellt.

Traufhdhe

Die maximal zuldssigen Traufhéhen sind durch Eintrag in den
Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes
festgesetzt.

Firsthohe

Die maximal zuldssigen Firsthéhen sind durch Eintrag in den
Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes
festgesetzt.

Hoéchstzuldssige Zahl der Wohneinheiten (§ 9(1) Nr.6 BauGB)
Zur Vermeidung einer ortsuntypischen Verdichtung werden
e maximal 2 Wohneinheiten je Einzelhaus

festgesetzt.

Bauweise, Uiberbaubare Grundstiicksflichen
(8 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (BauNVO)
Im gesamten Plangebiet gilt die
o offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO.

Zulassig sind Einzelhaduser.

Uberbaubare Grundstiicksfliche
(8 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Die Uberbaubaren Grundstiicksflichen sind im Bebauungsplan durch
Baugrenzen festgesetzt. Die geringfiigige Uberschreitung von
untergeordneten Bauteilen, z.B. Balkonen, ist zuldssig (geringfligig =
maximale Lange 5,00 m, maximale Tiefe 1,50 m).
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3.0

4.0

5.0

6.0

Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Die Hauptfirstrichtungen sind durch Eintrag im Bebauungsplan
festgesetzt.

Eine Verdnderung der Firstrichtung um bis zu 10° ist zuldssig. Die
AulRenwidnde der Gebadude sind weitgehend rechtwinklig bzw.
parallel zu den eingetragenen Hauptfirstrichtungen zu erstellen.

Hoéhenlage der Gebaude (§ 18 (1) BauNVO)

Die Erdgeschoss-FuRbodenhdhen (FertigfuBboden) dirfen an dem im
zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes dargestellten Bezugspunkt
maximal 0,50 m tiber dem gewachsenen Gelande liegen.

Das gewachsene Gelande ist durch einen Hohenschnitt an dem
festgesetzten Bezugspunkt nachzuweisen.

Flachen fiir Stellpldtze, Garagen und Carports
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO)

Stellplatze, Garagen und Carports, sind innerhalb der Baufenster
sowie zwischen dem StraRenrand und der riickwartigen Begrenzung
des jeweiligen Baufensters zuldssig. Garagen und Carports mussen
hierbei einen Mindestabstand von 6,00 m von der offentlichen
Verkehrsflache einhalten.

Die Flache vor der Garageneinfahrt kann als privater Stellplatz
genutzt werden und wird in die Berechnung der erforderlichen
Stellplatze miteinbezogen.

Abstellplatze fir Wohnmobile und Wohnwagen ab 2,50 m Hohe und
Kielboote sind auRRerhalb von Gebauden nicht zulassig.

Entlang der ErschlieBungsstraBen sind Garagen, Carports und
Stellplatze so anzuordnen, dass in einem Abstand von 10 m oder
nach jedem vierten Stellplatz ein Baum gem. Pflanzenliste gepflanzt
wird. Die Baumscheibe muss eine Flache von mindestens 2,50 m x
4,00 m aufweisen und ist zu begriinen.

Verkehrsfliachen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Verkehrsflachen
ausgewiesen als:

e StralRenverkehrsflachen,

o Wirtschaftsweg.
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7.0

8.0

9.0

9.1

Nebenanlagen (§ 14 BauNVO)

Bauliche Nebenanlagen im Sinne von § 14(1) BauNVO sind im
gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes, mit Ausnahme der
privaten Grinflachen, mit folgenden Malgaben zulassig:

e die maximale Hohe von Nebenanlagen betrdagt 3 m,

e Nebenanlagen sind in den der ErschlieRungsstraBe zugewandten
Grundstiicksbereichen nicht zulassig,

Bauliche Nebenanlagen missen einen Grenzabstand von mindestens
1,50 m einhalten.

Nebenanlagen fir 6ffentliche Versorgungseinrichtungen (Anlagen fiir
die Stromversorgung, Zuleitungen fiir die StraBenbeleuchtungen und
Verteilerkasten) sind gem. § 14 (2) BauNVO auch auf den nicht
Uberbaubaren Grundstiicksflachen zuldssig.

Haustechnische Anlagen jeglicher Art sind in die Hauptgebaude, in
bauliche Nebenanlagen oder in Garagen zu integrieren. Sie sind auf
den unbebauten Flachen ausnahmsweise als eingehauste Anlagen
zul3ssig. Die Einhausung muss sich an der Gestaltung der Haupt- oder
Nebengebaude orientieren.

Regenwasserbewirtschaftung § 9 (1) Nr. 14 BauGB)

Das auf den Baugrundstiicken anfallende Niederschlagswasser ist in
eine Retentions- und Versickerungsmulden abzuleiten, die im
jeweiligen Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen sind.

Die Versickerung muss Uber eine mindestens 30 cm starke, begriinte
Bodenschicht erfolgen. Die Flachenausweisung ist nach dem
aktuellen Stand der Technik zu belegen.

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

Abraumungs - und Rodearbeiten

Zum Schutz der Avifauna diirfen Abraumungs- und Rodearbeiten nur
aulerhalb der Ausschlusszeiten gem. § 39 (5) BNatSchG, d. h. nicht
zwischen dem 1. Marz und dem 30. September, erfolgen.
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9.2

9.3

10.0

10.1

Bodenschutz

Zur Vermeidung und Minimierung von baubedingten Belastungen des
Schutzgutes Boden wird festgesetzt:

e mit den Bauantragen ist jeweils ein Bodenverwertungskonzept
vorzulegen.

e Der humose Oberboden ist sachgerecht auszubauen und
zwischenzulagern (vgl. Hinweis Nr. 4). Der Unterboden im Bereich
spaterer Griinflaichen ist vor Verdichtungen zu schiitzen, z. B.
durch die Verwendung von Baggermatratzen oder den Einbau
einer tempordren Tragschicht in den Bereichen von Lager- und
Verkehrsflachen.

AuBBenbeleuchtung

Notwendige Beleuchtungseinrichtungen und Werbeanlagen sind auf
das erforderliche Mindestmall zu begrenzen. Sie miissen ein flr
Insekten wirkungsarmes Spektrum aufweisen (ausschlielRliche
Verwendung von langwelligem (gelbem oder rotem) Licht und
staubdichten Leuchten (LEDs)). Die Beleuchtungseinrichtungen
miissen eine moglichst niedrige Lichtpunkthohe und —stirke sowie
eine moglichst geringe Abstrahlung nach oben und seitlich aufweisen.

MaBnahmen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
(89 (1) Nr. 24 BauGB

Ldarm durch Warmepumpen

Luft-Wasser-Warmepumpen dirfen nur in geschlossenen Raumen
innerhalb der Wohngeb3dude oder innerhalb von Garagen /
Nebengebduden aufgestellt werden. Dabei ist zu beachten, dass an
benachbarten Wohngebduden der Beurteilungspegel der TA-Ldarm
(Tag / Nacht) fir Wohngebiete nicht Giberschritten wird.

Ausgefertigt:

MeEEersburg, deNu.. s e

Robert Scherer, Blirgermeister
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Hinweise

1. H6henaufnahmen:

Vor Beginn der Objektplanung sind die tatsdchlichen Geldndeverhaltnisse
aufzunehmen, zu priifen und mit der ErschlieBungsplanung abzustimmen.

Jedem Baugesuch sind vom Architekten gefertigte Hohenschnitte an den
jeweiligen Baugrenzen, mit Darstellung des vorhandenen und geplanten
Gelandeverlaufs, sowie mit der Darstellung des geplanten Anschlusses an die
ErschlieBungsstraRe beizufiigen.

2. Wasserwirtschaft / Grundwasserschutz

Das ErschlieBen von Grundwasser im Zuge der Bauarbeiten (wassergesattigter
Bereich), ist unverziglich beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt fiir Wasser- und
Bodenschutz, anzuzeigen (§ 43 Abs. 6 WG). Unterhalb des héchsten
Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des
Grundwassers mit dauernder Ableitung / Absenkung des Grundwassers nicht
zuldssig (§ 9 WHG). Stattdessen ist flir Grund-(Hang-/Schicht-)wasser eine
Umlaufigkeit um bzw. unter den Gebaduden herzustellen, so dass eine Drainage
nicht erforderlich ist. Bauwerksteile im Grundwasser- und
Grundwasserschwankungsbereich sind druckwasserdicht nach DIN 18 195, Teil 6,
Abschnitt 8 oder als weiRe Wanne auszufihren.

Kanal- und Leitungsgraben unterhalb des Grundwasserspiegels sind so mit
Sperrriegeln zu versehen, dass Uber die Grdaben kein Grundwasser abgefiihrt wird.

Eine Wasserhaltung wahrend der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) und das
Einbringen von Stoffen in das Grundwasser (Fundamente, Leitungen etc.) stellen
eine Benutzung eines Gewadssers (§ 9 WHG) dar und bedirfen einer
wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt fiur
Wasser- und Bodenschutz, zu beantragen ist (§ 8 Abs. 1 WHG).”

3. Archaologische Denkmalpflege

Sollten im Zuge von Erdarbeiten archaologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben,
Brandschichten) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben,
Metallteile, Knochen), ist das Landesamt fir Denkmalpflege beim
Regierungsprasidium Stuttgart unverziiglich zu benachrichtigen. Fund und
Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens bis zum Ablauf
des 4. Werktags nach Anzeige, unverandert im Boden zu belassen. Die Moglichkeit
zu sachgerechter Fundbergung und Dokumentation ist einzurdumen. Auf § 20
DSchG wird verwiesen.

4. Erdaushub / Bodenschutz

Zu Beginn der BaumaRnahmen ist der humose Oberboden abzuschieben und bis
zur Wiederverwertung in Mieten zu lagern. Zum Abschluss der Bauarbeiten ist der
Mutterboden in einer Machtigkeit bis ca. 30 cm nach erfolgter
Untergrundlockerung im Bereich von Freiflachen wieder aufzutragen. Vorgehen
nach DIN 19731.

Beim Abschieben und der Zwischenlagerung des humosen Oberbodens sind die
einschlagigen technischen Regelwerke zu beachten.
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Der humose Oberboden darf nur bei trockener Witterung und gut
abgetrocknetem Boden abgeschoben werden.

Beim Abschieben des humosen Oberbodens ist eine Planierraupe mit breitem
Laufwerk und geringem Bodendruck einzusetzen.

Die Mieten fir den humosen Oberboden dirfen eine H6he von 2 Metern nicht
Uberschreiten.

Die Mieten des humosen Oberbodens sind vor Kopf zu schiitten und dirfen nicht
befahren werden, auch nicht mit Kettenfahrzeugen.

Die Oberbodenmieten sind zu profilieren (Dachprofil mit einer Seitenneigung von
mindestens 2 %) und zu glatten.

Bei einer Lagerdauer von mehr als 3 Monaten sind die Oberbodenmieten mit
stark wasserzehrenden, tief-wurzelnden Pflanzen, wie z. B. Luzerne, Waldstauden-
Roggen, Lupine oder Olrettich, einzuséen.

Die Begriinung der Oberbodenmieten ist flir die gesamte Lagerdauer zu erhalten
und wenn noétig, zu erneuern.

5. Abfallverwertung

Bei Bauvorhaben, bei denen jeweils oder in Kombination mehr als 500 m3
Erdaushub anfallen, bei verfahrenspflichtigen AbbruchmaRnahmen, sowie bei
einer verfahrenspflichtigen BaumalRnahme, die einen Teilabbruch umfasst, ist der
Baurechtsbehdrde im Rahmen des Verfahrens ein Abfallverwertungskonzept nach
§ 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) vorzulegen und durch die
untere Abfallrechtsbehorde zu priifen.

6. Landwirtschaft

Es wird auf die Ndhe zu landwirtschaftlichen Betrieben bzw. Nutzflachen
hingewiesen. Mit der Bewirtschaftung zusammenhangende Einschrankungen sind
zu dulden.
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Pflanzenliste

1. Laubbdaume 1. + 2. Ordnung fiir Haus- und Vorgarten
Botanischer Name Deutscher Name
Acer campestre - Feld-Ahorn
Carpinus betulus - Hainbuche
Corylus colurna - Baumhasel
Juglans regia - Walnuss

Pyrus calleryana “Chanticleer” - Stadtbirne

Tilia cordata - Winter-Linde
Tilia platyphyllos - Sommer-Linde
2. Baume 3. Ordnung fiir Haus - und Vorgarten

Botanischer Name Deutscher Name
Fraxinus ornus - Blumen-Esche
Malus floribunda - Zier-Apfel
Prunus avium (,,Plena“) - Vogelkirsche (gefilltbl.)
Prunus padus - Trauben-Kirsche
3. Obst-Hochstamme fiir Hausgarten

Es wird die Teilnahme am Sortenerhaltungsprogramm des Landkreises
Bodenseekreis empfohlen.

Die Pflanzung der besonders feuerbrandanfilligen Quitten (Cydonia oblonga) sowie
der feuerbrandanfalligen Birnensorte "Oberdsterreicher Weinbirne" ist nicht
zulassig.

Das Julius-Kiihn-Institut (JKI, Bundesforschungsinstitut fiir Kulturpflanzen in
Deutschland) hat eine Liste von feuerbrandunempfindlichen Ersatzpflanzen fir
Feuerbrand-Wirtspflanzen erarbeitet. Sie kann unter dem folgenden Link im
Internet abgerufen werden:

http://feuerbrand.jki.bund.de/index.php?menuid=6

4. Straucher fiir freiwachsende Hecken + Gehdlzgruppen in Hausgarten
und privaten Griinflachen

Botanischer Name

Deutscher Name

Acer campestre
Cornus mas
Cornus sanguinea
Corylus avellana
Ligustrum vulgare
Malus silvestris
Prunus spinosa
Sambucus nigra
Viburnum opulus
Wildrosen, z.B.
Rosa canina
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Feld-Ahorn
Kornelkirsche
Hartriegel

Haselnuf}

Liguster

Holz-Apfel
Schlehe,Schwarzdorn
Holunder

Schneeball

Hunds-Rose


http://feuerbrand.jki.bund.de/index.php?menuid=6

Botanischer Name

Deutscher Name

Rosa gallica

Rosa glauca

Rosa majalis

Rosa pimpinellifolia
Rosa rubiginosa

5. Zierstraucher fiir Haus- und Vorgarten

Botanischer Name

Essig-Rose
Hecht-Rose
Zimt-Rose
Bibernell-Rose
Weinrose

Deutscher Name

wie vorstehend, zusatzlich
Buxus sempervirens
Philadelphus coronarius
Taxus baccata
Strauchrosen

6. Geschnittene Hecken fiir Hausgarten

Botanischer Name

Buchsbaum
Bauern-Jasmin
Eibe

Deutscher Name

Acer campestre
Buxus sempervirens
Carpinus betulus
Cornus mas
Ligustrum vulgare

7. Fassadenbegriinung fiir Hauswande

Botanischer Name

Feld-Ahorn
Buchs
Hainbuche
Kornelkirsche
Liguster

Deutscher Name

Aristolochia macrophylla
Clematis vitalba

Hedera helix
Parthenocissus tricusp.

Dariber hinaus sind bei entsprechenden Standortbedingungen die Echte Weinrebe
(Vitis) und verschiedene Kletterrosen moglich.

Pfeifenwinde
Waldrebe
Efeu

Wilder Wein

8. Unterpflanzung, flachige Bepflanzung fiir Hausgarten

Botanischer Name

Deutscher Name

Hedera helix

Ligustrum vulgare "Lodense"
Rosen, bodendeckende
Vinca minor

heimische Stauden, z.B.
Lamium maculatum
Ranunculus acris
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Zwerg-Liguster

Immergrin

Goldnessel
Hahnenfull



Ortliche Bauvorschriften

gemall § 74 LBO iiber die Zulassigkeit bestimmter baugestalterischer und
genehmigungsrechtlicher Anforderungen im Bereich des Bebauungsplanes
"Hiirtle Ost — 1. Anderung®, Stadt Meersburg

Aufgrund von § 74 (1) Nr. 1, 3, 4, 5, und (7) der Landesbauordnung fiir Baden-
Wirttemberg (LBOBaWi) in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010
(GBI. S. 357, ber. 416), zuletzt gedndert durch Artikel 27 der Verordnung vom 21.
Dezember 2021 (GBI. 2022 S. 1, 4), in der Fassung der Bekanntmachung vom
24.07.2000 (GBI. S. 581), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
2.Dezember 2020 (GBI. S. 1095, 1098), werden die nachfolgend aufgefiihrten
baugestalterischen Festsetzungen als oOrtliche Bauvorschriften getroffen und vom
Gemeinderat der Stadt Meersburg als Satzung beschlossen.

Inhalt:

1.0 Raumlicher Geltungsbereich

2.0 AuBere Gestaltung baulicher Anlagen
3.0 Antennen

4.0 Elektrische Freileitungen

5.0 Gestaltung der Freiflachen

1.0 Raumlicher Geltungsbereich

Die ortlichen Bauvorschriften gelten fiir den im Rechtsplan M 1 : 500
dargestellten Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Hirtle Ost — 1.
Anderung”, Stadt Meersburg.

2.0 AuRere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO)

2.1 Baukorper / Bauliche Anlagen

Garagen und Carports sind nur im baulichen oder gestalterischen
Zusammenhang mit dem jeweiligen Hauptbaukdérper zulassig.

Hauptbaukorper dirfen parallel zur jeweiligen Erschlieungsstralie
eine Lange von maximal 13,50 m aufweisen.

2.2 Dachform

Zuldssig sind symmetrische Sattelddacher mit durchlaufender
Firstrichtung. Bei Garagen, Carports und Nebenanlagen sind
Satteldacher und Pultdadcher zulassig.

Fir Nebengebdude, Garagen und untergeordnete eingeschossige
Bauteile sind extensiv begriinte Flachdacher zulassig.

2.3 Dachneigung
Die zulassige Dachneigung betragt

20°-40°.
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2.4

2.5

Bei Garagen, Carports und Nebengebduden mit geneigten Dachern
betragt die zuldssige Dachneigung min. 20°, maximale Dachneigung
wie Hauptgebaude.

Dacheindeckung

Als Dacheindeckung sind glasierte Ziegel bzw. Dachsteine nicht
zul3ssig. Es sind naturrote, braunrot engobierte, ziegelbraune, oder
hellgraue Materialien zu verwenden.

Aufdachsysteme zur Energiegewinnung (Solar oder Photovoltaik) sind
mit gleicher Neigung des Daches zulassig.

Bei Flachdachern von Nebengebduden und untergeordneten
eingeschossigen Bauteilen sind Aufdachsysteme zuldssig, wenn die
Hochstneigung der Aufdachsysteme maximal 20 Grad betragt. und
maximal 50% der Flachdachflache belegt werden.

Aufdachkonstruktionen und Fassadenkonstruktionen zur
photovoltaischen und thermischen Solarnutzung sowie
Solardachziegel sind im Farbton des Hauptdaches mattiert mit einem
max. Glanzgrad von 30% - 40 % zulassig.

Dachaufbauten

Die Lange von Dachaufbauten darf auf der jeweiligen Dachseite
maximal die Halfte der Dachldange betragen.

Dachaufbauten sind nur im ersten Dachgeschoss zulassig.

Die Dachfliche von Dachaufbauten ist mindestens 0,5 m
unterhalb des Firsts des Hauptgebaudes anzusetzen.

Dachaufbauten dirfen die ho6chstzulassige Gebdudehohe nicht
Uberschreiten.

Gauben (ohne Unterbrechung der Traufe) oder Zwerchgiebel sind mit
Schleppdach (Mindestneigung 9 Grad) oder mittigem First und
beidseitig gleich geneigten Dachflachen (Mindestneigung 20 Grad)
zulassig.

Der Mindestabstand der Gauben zu fertigen AuBenwanden muss
mindestens 1,0 m betragen.

Es ist je eine Widerkehr oder ein Zwerchgiebel je Gebdude zulassig.
Die traufseitige Gesamtansichtslinge der Widerkehr / des
Zwerchgiebels darf maximal 25% der Dachldnge einer Dachseite
betragen.

Die Gesamtldnge von Widerkehr und Gauben / Zwerchgiebeln einer
Traufseite darf in der Summe maximal 50% der Gebaudeldnge
betragen. Als Gebaudelange wird die Gesamtlange zwischen den
beiden Dachabschlissen (Ortgangen), bei Grenzbebauungen bis zur
Nachbargrenze, gemessen. Riickspriinge in der Fassade werden
mitgemessen.

Widerkehre und Gauben / Zwerchgiebel benétigen einen
Mindestabstand von 2,0 m zueinander und von 2,0 m von den
fertigen Gebaudeabschliissen (Ortgdngen) oder Grundstiicksgrenzen
(bei Reihen,- und Doppelhdusern).
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2.6

2.7

3.0

4.0

5.0

Die Firsthohen von Widerkehren und Gauben miissen mindestens 0,5
m unterhalb der Firsthéhe des Hauptgebaudes liegen.

Die Gesamtflache aller Dachflaichenfenster darf maximal 5% der
Grundflache des Dachgeschosses betragen.

Fassaden- und Wandgestaltung

Unzuldssig sind Fassadenverkleidungen aus Kunststoff- oder
Metallpaneelen sowie glanzende oder glasierte Materialien.

Ungegliederte bzw. tiir- oder fensterlose Fassaden und Fassadenteile
ab einer zusammenhingenden Fliche von 15 m? sind gem.
Pflanzenliste zu begriinen.

Farbgestaltung

Glinzende Farben, Lacke oder Olfarben sind nicht zulassig.

Antennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO)

Je Gebdude sind eine Satelliten- und eine terrestrische
Antennenanlage zuldssig. Satellitenantennen dirfen nicht tGber den
Dachfirst hinausragen.

Elektrische Freileitungen

Niederspannungs-Freileitungen sind unzulassig.

Gestaltung der Freiflichen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO)

Die nicht Gberbaubaren Flachen sind mit Ausnahme der Stellplatze,
Zufahrten und Zugange als Grinflachen und / oder Hausgirten
anzulegen und mit heimischen Geholzen und Stauden zu bepflanzen.
Flachige Kies- oder Schotteraufschiittungen sind nicht zulassig.

Je Baugrundstiick ist auf dem der jeweiligen ErschlieBungsstraRRe
zugewandten Grundstiicksbereich mindestens ein Laubbaum gem.
Pflanzenliste zu pflanzen.

Aufschiittungen und Abgrabungen sind im Bauantrag durch
entsprechende Schnitte darzustellen.

Auffiillungen und Abgrabungen sind bis zu einer Héhe von jeweils
maximal 1,00 m zuldssig. Bodschungen sind mit einem
Boschungswinkel von maximal 1:2 herzustellen.

Stutzmauern sind entlang des offentlichen StraRenraums unzulassig.

Fiir die Anlage von Grenzmauern sind Natursteinmaterialien zu
verwenden. Beton-Fertigteile oder bepflanzbare Beton-
Boschungselemente sind nicht zuldssig.

Bewegliche Abfallbehdlter auf privaten Grundstiicken sind mit
baulichen oder BepflanzungsmalRnahmen so anzuordnen, dass sie
von der 6ffentlichen Flache her nicht einsehbar sind.
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5.1

6.0

Zur Minimierung der Eingriffe durch Flachenversiegelung sind die
Flachen der privaten Stellplatze fiir PKW, Zufahrten und Hofflachen in
wasserdurchldssigen Beldagen (z.B. wasser-gebundene Decke,
Rasenfugenpflaster etc.) herzustellen.

Einfriedungen, Abgrenzungen

Zul3ssig sind

° freiwachsende Hecken aus Laubgehdlzen gem. Pflanzenliste,

. geschnittene Hecken aus Laubgehdlzen gem. Pflanzenliste,

. einfache Zdune mit senkrechter Lattung bis zu einer Hohe von
Im.

Nicht zuldssig sind Maschendrahtzaune und Hecken aus Nadel-
geholzen.

Einfriedungen sind kleintierdurchlassig, d. h. ohne Sockel und mit
einem Mindestabstand von 15 cm zum Geldnde, anzulegen.

Zur Gewabhrleistung ausreichender Sichtverhaltnisse darf beidseits
von Grundstiicksausfahrten auf einer Lange von jeweils 3 m und einer
Tiefe von mindestens 1 m die H6he der Einfriedungen und
Bepflanzungen nicht mehr 0,60 m betragen.

Stellplatzverpflichtung (§ 74 (2) Nr. 2. LBO)
Die Zahl der nachzuweisenden Stellplatze wird festgesetzt auf:
e 2 Stellplatze je Wohneinheit.

Die je Wohnung erforderlichen Stellpldtze (einschlieBlich
Garagen) sind auf dem Baugrundstiick herzustellen.

Ausgefertigt:

Meersburg, deN....eees e

Robert Scherer, Blirgermeister
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1. Das Plangebiet - Lage und rdaumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt im westlichen Stadtgebiet von Meersburg. Es umfasst eine
Flache von ca. 0,49 ha und wird begrenzt

e im Norden von der "Obere WaldstralSe’,
e im Westen von der Strafle "Auf dem Hirtle’,
e im Suden von landwirtschaftlichen Flachen / Weinbau,

e im Osten von landwirtschaftlichen Flachen / Weinbau
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Lageplan (ohne MaRstab)

Das Plangebiet weist eine ausgepragte siidwestorientierte Hanglage auf und fallt
von ca. 470.00 m G. NN im Norden auf 464.00 m 4. NN im Stden. Es umfasst die
Grundstiicke:

FI. St. Nr. 1311 (Teil) - StralRe "Auf dem Hirtle’

FIl. St. Nr. 1132 - unbebautes Baugrundsttick, derzeit Wiese,

FI. St. Nr. 1132/2 - unbebautes Baugrundsttick, derzeit Wiese,

FI. St. Nr. 1132/3 - unbebautes Baugrundsttick, derzeit Wiese,

FI. St. Nr. 1132/4 - StralRenflache, StraBe nicht angelegt,
derzeit Wiese,

FI. St. Nr. 1132/5 - Baugrundstiick mit Wohnhaus,

FI. St. Nr. 1132/6 - Baugrundstiick mit Wohnhaus,

FI. St. Nr. 1132/7 - unbebautes Baugrundstiick, derzeit Wiese,

FI. St. Nr. 1132/8 - unbebautes Baugrundsttick, derzeit Wiese.
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Stadt Meersburg - Bebauungsplan "Hiirtle Ost — 1. Anderung"

(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
Stand 23. Mai 2023

>

Luftbild

2. Planungserfordernis + Planungsziele

Der seit 1974 rechtskraftige Bebauungsplan "Hiirtle Ost” weist fur das Plangebiet
ein Reines Wohngebiet gem. 3 BauNVO mit sieben einzelnen Baufenster sowie
einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,3 und einer Geschossflachenzahl (GFZ) von
0,5 aus. Zulassig ist die offene Bauweise mit eingeschossigen Gebauden.

Unter dem Gesichtspunkt des sparsamen Umgangs mit knappen Baufldachen
erscheinen diese Festsetzungen nicht mehr zeitgemaR, zumal sich in der naheren
Umgebung auch groRere Gebaude auf eher kleineren Grundstiicken befinden. Der
Bebauungsplan soll daher mit dem Ziel einer behutsamen, gebietsvertraglichen
Nachverdichtung (iberarbeitet werden. Dazu gehoren flexiblere Baufenster, die
Moglichkeit der Realisierung von bis zu zwei Vollgeschossen und die Anhebung
der Grund- und Geschossflachenzahlen.
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Stadt Meersburg - Bebauungsplan "Hiirtle Ost — 1. Anderung"
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
Stand 23. Mai 2023

3. Einordnung in den Flachennutzungsplan + bestehende Rechtsverhiltnisse

Das Plangebiet liegt innerhalb der im  Flachennutzungsplan des
Gemeindeverwaltungsverbandes Meersburg dargestellten geplanten
Wohnbauflachen. Die Planung ist damit aus dem FNP entwickelt.

et
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Auszug aus dem Flachennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Meersburg
(ohne MaRstab)

3.1 Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben

Die aktuelle Regionalplan-Fortschreibung enthalt fir das Plangebiet und sein
naheres Umfeld keine Ausweisungen.

3.2 Verfahren nach § 13a BauGB

Die Kriterien fir ein Bebauungsplanverfahren gem. § 13a treffen auf die
vorliegende Planung zu. Es wird ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO
ausgewiesen. Das Plangebiet umfasst den Geltungsbereich eines rechtskraftigen
Bebauungsplanes und schlieft im Westen Norden und Osten unmittelbar an die
vorhandene Bebauung an.

Die ErschlieBung kann lber die Obere WaldstraBe und die StraBe "Auf dem Hirtle’
erfolgen.

Die GesamtgroRe des Plangebietes betrdgt einschlieRlich aller Verkehrs- und
Griunflachen ca. 0,49 ha, die Grundflichenzahl ist mit 0,40 festgesetzt. Damit
ergibt sich eine zuldssige Grundfliche von maximal ca. 2.000 m?2.
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Stadt Meersburg - Bebauungsplan "Hiirtle Ost — 1. Anderung"
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
Stand 23. Mai 2023

Umweltauswirkungen beschrdanken sich im Wesentlichen auf Eingriffe in das
Schutzgut Boden durch die Bebauung sowie den Verlust von Wiesen- und
Gartenflachen und einzelner Geholze.

Die Inanspruchnahme von § 13b BauGB bedeutet, dass kein Umweltbericht
erforderlich wird und das Planvorhaben nicht der Eingriff-Ausgleichsregelung
unterliegt

q, Bestand / Nutzung

Das Plangebiet wird derzeit als Wohnquartier mit zwei bebauten Grundstlicken j
genutzt.

Die weiteren, noch unbebauten Grundstiicke sind als Wiese und Gartenland
angelegt. Sie enthalten Obstgehdlze unterschiedlicher Altersstufen in einem
teilweise abgdngigen Zustand. An der Nordwestecke des Geltungsbereichs steht
ein pragender Nussbaum.

Im Westen grenzt das Bebauungsplangebiet "Hirtle” an (rechtskraftig seit 1969).
Es enthdlt innerhalb eines ausgewiesenen Allgemeinen Wohngebietes gem. § 4
BauNVO 12 bebaute Grundstiicke und im Siden in Richtung der Sommertalschule
ausgedehnte private Grinflachen (sog. ‘Bauverbotszone’).

Die StralRe "Auf dem Hirtle” endet im Siiden in einer Wendeflache und geht in
einen Wirtschaftsweg tiber. Von der StraRe fihrt ein Treppenweg nach Stiden zum
Areal der Sommertalschule.

Sudlich und westlich schlieRen sich Rebflachen an.

Lk S o s R T e RSt S S R ) 5] AT ¢ e I A ST T i
Blick von Norden auf die StraBe "Auf dem Hirtle” und auf den siidlichen Rand des
Plangebietes
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Stadt Meersburg - Bebauungsplan "Hiirtle Ost — 1. Anderung"
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
Stand 23. Mai 2023

Blick von Norden auf da Ingebiet, im Vrdergrund die Obere WaIdstaBe

4.1 Schutzgebiete / Schutzkategorien

Innerhalb und in der direkten Umgebung des Plangebietes befinden sich keine
Naturschutzgebiete, keine Natura-2000-Flachen und keine kartierten §32-Biotope.

Die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes "Bodenseeufer ‘verlauft westlich
und sidlich des Geltungsbereiches.
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4.2 Gewaisser / Hochwasser / Wasserschutzgebiete

Gewssser, Uberschwemmungsgebiete und Wasserschutzgebiete sind von der
Planung nicht betroffen.

4.3 Denkmalschutz

Innerhalb und im Umfeld des Plangebietes finden sich keine eingetragenen
Kulturdenkmaler. Aus dem Plangebiet heraus gibt es eine umfassende
Blickbeziehung in Richtung des nordlichen Randes der Meersburger Altstadt und
zum Bodensee.

5. Planung / Planungsinhalte

5.1 Art der baulichen Nutzung

Das Reine Wohngebiet (WR) gem. § 3 BauNVO wird kiinftig als
o Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO
ausgewiesen.

Der bisherige Gebietstyp wird aufgrund der restriktiven Beschrankung der
zuldssigen Nutzungen als nicht mehr zeitgemall empfunden. Gewerbliche oder
Dienstleistungstatigkeiten, die Uber den Bedarf des Gebietes hinausgehen, sind
nicht moglich. Berufliche Aktivitdten kénnen nur freiberuflich, nicht jedoch im
Rahmen kleiner Firmen oder Betriebe ausgeiibt werden. Diese strikte Trennung
von Wohnen und Arbeiten entspricht haufig nicht mehr der Lebensrealitdt und
soll daher auch im Sinne eines lebendigen, vielfaltig nutzbaren Wohnquartiers
gelockert werden. Die gem. § 4 BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet zulassigen
Nutzungen tragen auch weiterhin dem Charakter eines ruhigen Wohnumfeldes
Rechnung, zumal die gem. § 4 (2) allgemein zuldssige Nutzung Nr. 2. — die der
Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften -
sowie die gem. § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen
ausgeschlossen werden, weil derartige Einrichtungen zu einem erhohten
Verkehrsaufkommen fiihren, fiir das die vorhandenen ErschlieBungsflachen nicht
ausreichend sind.

5.2 Bebauung

Das Plangebiet enthdlt auch weiterhin sieben Baugrundstiicke, die jeweils mit
Einzelhdusern bebaut werden kénnen.

5.3  ErschlieBung

Die ErschlieRung erfolgt lber die Strale "Auf dem Hirtle’, die von der "Obere
WaldstraRe” abzweigt. Ein kleiner Stichweg fiihrt in der Mitte des Plangebietes
nach Osten und endet in einer Wendeflache.

Dier StralRe "Auf dem Hirtle” mindet im Siden in einen Wirtschaftsweg, von dem
aus die angrenzenden Rebfldachen erschlossen werden.
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5.4 MabB der baulichen Nutzung

Das MaR der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung der

Grund- und Geschossflachenzahl (GRZ, GFZ)

Mit 0,40 und 0,70 liegen die Werte im nordlichen Bereich des Plangebietes liber
den Festsetzungen des bisher rechtskraftigen Bebauungsplanes. Sie lassen damit
eine verbesserte Ausnutzung der Bauflachen zu und gewahrleisten gleichzeitig die
Sicherung einer dem Gebiet angemessenen Freiraumstruktur.

Im sudlichen Bereich werden die Werte des bisher rechtskraftigen
Bebauungsplanes aufgrund der sensiblen Hanglage und der guten Einsehbarkeit
von Siden her beibehalten.

Zahl der Vollgeschosse

Die bisher festgesetzte ausschlieRRlich eingeschossige Bebauung erscheint unter
dem Gesichtspunkt des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nicht mehr
vertretbar. Die Planung lasst daher bis zu zwei Vollgeschosse zu, zumal damit
flexible Grundrisse und die Anpassung der Hauser an sich verdandernde
Lebenssituationen moglich  werden. So kann z.B. ein grofzligiger,
familiengerechter Grundriss spater in zwei gleichwertige Wohneinheiten, von
denen die im Erdgeschoss barrierefrei ist, umgestaltet werden.

Hoéhe der baulichen Anlagen

Fir das Plangebiet ist im Norden eine maximale Traufhdhe von 6,50 m und eine
maximale Firsthohe mit 8,50 m festgesetzt. Sie ermoglicht die bis zu
zweigeschossige Bauweise mit geneigten, je nach Dachneigung auch ausbaubaren
Dachern.

Im Siiden betragen die Werte aufgrund der beschriebenen stadtebaulichen
Situation fur die Traufhohe 3,75 m und fir die Firsthohe 7,50 m.

Bezugspunkt fir die Ermittlung der festgesetzten Hohen ist die Erdgeschoss-
Fulbodenhohe. Dieser Messpunkt ist fiir jedes Baugrundstiick an der jeweiligen
Grundstiicksgrenze festgesetzt und bemisst sich an der StraBenhéhe. Durch die
Hanglage kann Siden so ein Gartengeschoss entstehen, dass jedoch kein
Vollgeschoss darstellt und durch seine Ausrichtung und die direkte Anbindung an
die Freianlagen eine hohe Wohnqualitdt erwarten lasst.

Zahl der Wohneinheiten

Die Zahl der Wohneinheiten ist auf 2 je Einzelhaus begrenzt, um eine
ortsuntypische Verdichtung zu vermeiden, die insbesondere mit Blick auf die
begrenzte ErschlieBungssituation und die exponierte Lage des Plangebietes
stadtebaulich nicht vertretbar wdre. Die Zahl der Wohneinheiten hat zudem
Auswirkungen auf die erforderliche Anzahl der Stellplatze und damit die
Freiraumstruktur im Plangebiet.
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5.5 Weitere planungsrechtlichen Festsetzungen
Bauweise, Uiberbaubare Grundstiicksflachen

Zulassig ist die offene Bauweise mit Einzelhdusern. Auf die Zulassigkeit von
Doppelhdusern bzw. von Hausgruppen wird bewusst verzichtet, da diese
Bauformen zu einer unerwiinschten Riegelbildung nach Siiden fiihren kdnnten
Zudem ware eine deutlich hhere Zahl von Wohneinheiten im Gebiet moglich und
die ErschlieBungssituation damit Gberfordert.

Denkbar ware zwar, fir Doppelhduser und Hausgruppen nur jeweils eine
Wohneinheit je Haushalfte bzw. Hauseinheit zuzulassen, aus sozialen
Gesichtspunkten erscheint dies jedoch nicht vertretbar, weil damit flexible
Nutzungen und Wohnformen wie z.B. das Mehrgenrationen-Wohnen nur
innerhalb einer Wohneinheit ermoglicht wiirden.

Die ausgewiesenen durchgehenden Baufenster lassen kiinftig eine flexiblere
Einteilung und Bebauung der Grundstiicke zu.

Garagen, Carports, Stellplatze

Zur Reduzierung der Versiegelung und Sicherung der Freiraumstruktur sowie zur
Gestaltung des Ortsbildes werden Festsetzungen zur Lage und Grofle von
Stellplatzen, Garagen und Nebenanlagen getroffen. Sie sind innerhalb der
Baufenster sowie zwischen der StralRenbegrenzungslinie und der rickwartigen
Begrenzung des Baufensters zuldssig und konnen damit flexibel auf den
Grundstiicken angeordnet werden. Gleichzeitig ist gewadhrleistet, dass die
eigentlichen Gartenbereiche frei von stérenden Einbauten bleiben und liberlange
Zufahrten mit einem entsprechend hohen Anteil befestigter Flachen vermieden
werden. Mit dem festgesetzten Abstand von 6 m zur Verkehrsflache fir Garagen
und Carports werden ausreichende Sichtverhéltnisse eingehalten.

Garagen, Carports und Stellplatze sind entlang der offentlichen Strallen so
anzuordnen, dass das StraRenbild nicht durch diese Einrichtungen gepragt wird
und Baumpflanzungen moglich sind.

Verkehrsflachen

Siehe hierzu Pkt. 5.3.

Nebenanlagen

Bauliche Nebenanlagen missen einen Grenzabstand von mindestens 1,50 m
aufweisen und diirfen maximal 3 m hoch werden, weil das Strallenbild | in erster
Linie durch Baume und bepflanzte Vorgarten, nicht durch bauliche Anlagen
unterschiedlicher GroRe und Gestaltung, gepragt werden soll.

Regenwasserbewirtschaftung

Siehe hierzu Pkt. 5.7.
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MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Schutz der Avifauna

Die im Plangebiet vorhandenen Wiesenflaichen und der Gehdlzbestand stellen
Brut- und Nahrungshabitate fir Vogel und Insekten dar. Daher dirfen
Abraumungs- und Rodearbeiten nur auBerhalb der gem. BNatSchG vorgegebenen
Ausschlusszeiten stattfinden.

Bodenschutz

Fir die Umsetzung der einzelnen Bauvorhaben sind Erdarbeiten unvermeidlich.
Die planungsrechtliche Festsetzung zum Bodenschutz enthalt daher eine Pflicht
zur Vorlage eines Wiederverwertungs- bzw. Entsorgungskonzeptes, wobei der
sinnvollen, ortsnahen Wiederverwertung der Vorrang einzurdaumen ist, auch
Transportweg zu vermeiden und um knappe Deponiekapazitdten zu schonen.

AuBBenbeleuchtung

Fiir fliegende, nachtaktive Insekten werden AuBenbeleuchtungseinrichtungen
haufig zu einem Problem, denn Licht spielt eine wesentliche Rolle fir ihre
Orientierung. Orientieren sie sich aber an der StraBen- und AuBenbeleuchtung,
werden sie in ihrem natirlichen Lebensrhythmus gestort. Besonders dort, wo es
ansonsten kaum Lichtquellen gibt, konnen solche Leuchten fir Insekten zur
todlichen Falle werden. Die planungsrechtlichen Festsetzungen enthalten daher
die Pflicht zur Verwendung sog. Insektenfreundlicher AuRenbeleuchtungs-
einrichtungen.

MaBnahmen zum Schutz vor schiadlichen Umwelteinwirkungen - Larm durch
Warmepumpen

Im Zuge der Energiewende werden kiinftig Warmepumpen zu einem
vorherrschenden Heizsystem in Wohnquartieren. Die ungeordnete Aufstellung
derartiger technischer Einrichtungen kann jedoch das Siedlungsbild empfindlich
beeintrachtigen und auch zu Larmbelastigungen fir die Nachbarschaft fiihren.
Warmepumpen missen daher innerhalb von Gebduden installiert werden, wobei
die entsprechenden Larmwerte zu beachten sind.

Auf den unbebauten Flachen sind sie, wie andere haustechnischen Gerate und
Einrichtungen, ausnahmsweise zuldssig, wenn sie eingehaust werden. Die
Gestaltung der Einhausung muss sich dabei an den Haupt- oder Nebengebduden
orientieren (siehe hierzu planungsrechtliche Festsetzung Nr. 7.0). Damit soll die
willkirliche, das Orts- und StraRenbild beeintrachtigende Ansammlung an Geraten
vermieden werden.
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5.6 Ortliche Bauvorschriften

Ortliche Bauvorschriften gemiR § 74 LBO sollen zu einem harmonischen
Siedlungsbild fiihren und gestalterische Auswiichse vermeiden.

Insbesondere betreffen sie

die duBere Gestaltung der baulichen Anlagen

mit Festsetzungen zu den Baukoérpern, zur Dachform, Dachneigung,
Dacheindeckung und Dachaufbauten. So dirfen Hauptbaukorper entlang der
StralRen eine maximale Lange von 13,50 m aufweisen, um eine Riegelbildung und
eine zu ‘grobkoérnige” Struktur der Bebauung zu vermeiden. Diese festgesetzte
Bauldange kommt auch in den direkt angrenzenden Wohnquartieren vor.

Um zu vermeiden, dass das Plangebiet durch eine ungeordnete Vielzahl von
Kleinbauten gepragt wird, sind Garagen und Carports nur im baulichen oder
gestalterischen Zusammenhang mit dem jeweiligen Hauptbaukérper zuldssig. Dies
kann als Anbau, als eigenstindiges Gebdude, das mit dem Hauptbaukorper
verbunden ist, als abgeschlepptes Dach oder in anderer geeigneter Form erfolgen.

Mit Ricksicht auf das gewachsene Siedlungsbild werden die zuldssigen
Dachformen auf symmetrische Sattelddacher beschrankt. Diese Bauvorschrift tragt
insbesondere zur ‘AuBenwirkung’ des Bauquartiers bei, das eine erhebliche
Fernwirkung nach Siden aufweist. Mit zunehmender Entfernung wird die
Dachlandschaft zum wesentlichen pragenden Element des Siedlungsbildes.
Deshalb dirfen Solaranlagen einen Glanzgrad von maximal 30 — 40 % aufweisen,
wobei diese Vorschrift auch der Insekten- und Vogelwelt zugutekommt.

Mit den zulassigen Materialfarben lassen sich zeitgendssische Architekturformen
realisieren. Anthrazitfarbene Materialien sind zugunsten der Anpassung des
Bauquartiers an den Klimawandel nicht zuldssig, weil sie zur unnétigen Aufheizung
des Gebietes fihren wiirden.
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Dachgestaltung, Dachaufbauten

Die Beschrankung der zuldssigen Materialien tragt zu einer ruhigen
Dachlandschaft bei, ebenso die Begrenzung der zuldssigen Gaubenldange auf max.
1/2 der Gebdudelidnge..

Fassaden- und Wandgestaltung

Kunststoffe, Metalle und glanzende Materialien sind mit Ricksicht auf das
Ortsbild und nachbarschaftliche Belange ausgeschlossen. Unerwiinschte
Reflexionswirkungen sollen so vermieden werden.

Mit der Pflicht zur Begriinung gréRerer Fassaden bzw. Fassadenteile lassen sich
negative Auswirkungen der Bebauung auf das Kleinklima verringern. Begriinte
Fassaden leisten dariiber hinaus einen Beitrag zur Gestaltung des Siedlungsbildes.

Antennen, elektrische Freileitungen

Die willkiirliche Ansammlung unterschiedlichster Antennenanlagen koénnte zu
einer empfindlichen Beeintrachtigung des Siedlungsbildes fiihren. Deshalb sind je
Gebdude maximal eine Satelliten- und eine terrestrische Antennenanlage zulassig.

Ebenso beeintrachtigen Freileitungen das Orts- und StraRenbild und werden
deshalb ausgeschlossen.

Gestaltung der Freiflichen

Sie sind charakteristischer Bestandteil des Siedlungsbildes. Die Strukturen tragen
zudem zur hohen Qualitat des Plangebietes bei. Nicht lGberbaute bzw. nicht als
Stellpldtze und Zufahrten genutzte Bereiche sind als Griinflachen anzulegen und
zu bepflanzen. Diese Flachen tragen — ebenso wie Bdume — zur Verbesserung des
Kleinklimas und zur Frischluftproduktion bei. Flachige Zierkies- oder
Schotteraufschittungen sind daher unzuldssig. Ein vielfiltiges,
zusammenhangendes Mosaik aus Bepflanzungen, Wiesen- und Rasenflachen
bildet zudem Brut- und Nahrungshabitate fiir Kleinsduger, Vogel und Insekten.

Zu angrenzenden Grundstilcken ist das Gelande im Verhéltnis 1 : 2 oder flacher
abzubdschen. Stitzmauern sind entlang der Grenzen zu den benachbarten
Baugrundstiicken nicht zuldssig. Diese Regeln dienen dem Nachbarschutz und
sollen dazu beitragen, dass das Gelande nicht massiv verandert wird. Gebdude
und Freiflachen sollen sich mit dem Hang entwickeln.

Zur Begrenzung negativer Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt durch die
Versiegelung sind flr befestigte Flachen ausschlieRlich wasserdurchldssige Beldge
zulassig.

Zur Gewadbhrleistung ausreichender Sichtverhaltnisse beim Ausfahren aus den
Baugrundstlicken in die ErschlieBungsstralle ist festgesetzt, dass beidseits der
Zufahrten auf einer Lange von 3,00 m und einer Tiefe von mindestens 1,00 m die
Hohe der Einfriedungen und Bepflanzungen maximal 0,60 m betragen darf.

Einfriedungen sind kleintierdurchldssig anzulegen, um eine unerwiinschte
Barrierewirkung zu vermeiden.
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Die Ortlichen Bauvorschriften enthalten die Pflicht zum Nachweis der
erforderlichen Stellplatze. Fir Wohnungen missen zwei Stellplatze nachgewiesen
werden. Die Lebensrealitdt zeigt, dass Familien fast immer zwei Fahrzeuge
benutzen, zumal das OPNV-Angebot, trotz vieler Verbesserungen, nicht fiir alle
Lebens- und Arbeitssituationen passt. Die Stralen im Umfeld des Plangebietes
sind nicht so ausgebaut, dass Fahrzeuge ohne Probleme im 6ffentlichen
StralRenraum abgestellt werden kénnen.

5.7 Entwisserungskonzept / Regenwasserbewirtschaftung

Innerhalb des Plangebietes sind auf den jeweiligen Baugrundstiicken Retentions-
und Versickerungsmulden anzulegen, in die das anfallende Niederschlagswasser
eingeleitet werden kann. Die Grundstiicke weisen eine ausreichende GroRe auf,
um derartige Flachen anzulegen, die zudem in die Gartengestaltung integriert
werden kdnnen.

6.0 Auswirkungen auf die Umwelt / Geschiitzte Arten
o Umweltvertraglichkeitspriifung

Die vorliegende Planung unterliegt aufgrund der geringen FlachengréRe nicht der
Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung gem. UVPG /
Anlage 1 zum UVPG.

Die Beurteilung der moglichen Eingriffe auf die Schutzgiiter stellt sich wie folgt
dar:
e Flache

Das Plangebiet umfasst den Geltungsbereich eines bereits rechtskraftigen
Bebauungsplanes, der Bau- und Verkehrsflichen aufweist. Die mdgliche
gebietsvertragliche Nachverdichtung dient dem sparsamen Umgang mit Grund
und Boden.

e Landschaftsbild

Die kiinftig zulassigen zwei Vollgeschosse lassen die Neubebauung nach Siiden
markanter in Erscheinung treten, als dies bisher der Fall ist.

Die im nordlichen Bereich noch vorhandenen Obstbdume werden im Zuge der
Umsetzung der Planung durch Zier- und Gartengehdlze ersetzt, so dass sich der
Charakter des Gesamtgebietes hin zu einem Wohnquartier entwickelt.
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Stadt Meersburg - Bebauungsplan "Hiirtle Ost — 1. Anderung"
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
Stand 23. Mai 2023

»
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Blick von Siiden auf die siidliche Bebauung im Plangebiet, im Vordergrund die
Rebflachen und der Treppenweg zur StraBe "Auf dem Hirtle’

e Boden

Eingriffe in das Schutzgut Boden entstehen durch die Uberbauung und die Anlage
von Verkehrsflachen mit der damit verbundenen Befestigung / Versiegelung von
Flachen. Die Hanglage fiihrt zu Abgrabungen.

Der voraussichtliche maximale Befestigungs- / Versiegelungsgrad im Plangebiet
mit dem damit verbundenen Verlust von Bodenfunktionen stellt sich wie folgt dar:

Allgemeines Wohngebiet = 4.044 m? GRZ 0,40 1.618 m?
zuldssige Uberschreitung gem. § 19 (4) Nr. 3. BauNVO 50 % = 809 m?
offentliche Verkehrsflachen / StrakRe gem. Flachenbilanz (Pkt. 7.0)

= 783m?
offentliche Verkehrsflachen / Wirtschaftsweg
gem. Flachenbilanz (Pkt. 7.0) = 99 m?
= 3.309 m?

Gem. Pkt. 5.0 der o6rtlichen Bauvorschriften sind Stellplatze fuir PKW, Zufahrten
und Hofflachen in wasserdurchlassiger Bauweise herzustellen, so dass in diesen
Bereichen Bodenfunktionen zumindest teilweise erhalten bleiben.

e Flora/ Fauna
Biotope / biologische Vielfalt / Pflanzen
Geschiitzte Biotope bzw. Biotopstrukturen sind von der Planung nicht berihrt.

Das Plangebiet wird aulRerhalb der Bebauung als Wies und Gartenland genutzt. Es
enthalt neben Zier- und Gartengehdlzen einzelne Obstbdume und einen
markanten Walnussbaum. Die Flachen grenzen im Siden und Osten unmittelbar
an Rebflachen an.
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Stadt Meersburg - Bebauungsplan "Hiirtle Ost — 1. Anderung"
(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB)
Stand 23. Mai 2023
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Wiesenflichen und Obstbziume im Norden des Plngebietes, rechts ein Walnussbaum

Die Artenzusammensetzung wird sich mit der Umsetzung der Planung deutlich
verandern. Die entstehenden Hausgarten werden in erster Linie Arten des
besiedelten Raums enthalten.

Tiere / Geschiitzte Arten

Die im Geltungsbereich gelegenen Wiesenflachen und der Gehdlzbestand sind als
Brut- und Nahrungshabitat fiir Insekten, Végel und Fledermause einzustufen. Von
besonderer Bedeutung sind die Obstbdume im Norden des Plangebietes, die
teilweise Asthohlen und rissige Rindenbereiche aufweisen. Damit konnen sie auch
als Sommerquartiere fiir Fledermausarten dienen.

Fiir Amphibien und Reptilien sind die Flachen aufgrund fehlender
Habitatstrukturen ohne Bedeutung.

Die Planung stellt einen Eingriff (in die vorstehend beschriebenen Strukturen dar,
der jedoch durch den rechtskraftigen Bebauungsplan abgedeckt ist. Die
entfallenden Funktionen konnen aufgrund der Kleinrdumigkeit des Eingriffs von
umliegenden Flachen, insbesondere von den im Sliden des westlich angrenzenden
Bebauungsplangebietes “Hiirtle” gelegenen Griinflaichen lGbernommen werden.
Das Roden des Gehdlzbestandes und das Abrdaumen der Wiesenflachen darf
jedoch nur aufRerhalb der Ausschlusszeiten gem. BNatSchG erfolgen.

Biotopverbund

Das Plangebiet liegt deutlich aullerhalb der im Fachplan ‘Landesweiter
Biotopverbund” dargestellten Such- und Kernraume.

e Klima / Luft

Das Plangebiet hat aufgrund seiner Kleinrdumigkeit und der teilweise schon
vorhandenen Bebauung nur eine reduzierte eine siedlungsklimatische
Ausgleichsfunktion. Der Abfluss der auf den Wiesenflachen entstehenden Kaltluft
nach Siidwesten und Sidosten wird in beiden Richtungen durch die Bebauung
und die damit verbundene Erhéhung der Oberflachenrauigkeit gestort.

Potentiell beeintrachtigt die zusatzliche Bebauung und Versiegelung zudem die
Kaltluftbildung, erhoht die Warmeabstrahlung und reduziert die Luftfeuchtigkeit.
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MaRBnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung

Das Klima auf der Erde ist einem stetigen Wandel unterworfen. Durch den im
Zuge der Industrialisierung vermehrten AusstoR von Treibhausgasen wird der
Prozess der Erderwarmung signifikant beschleunigt. Die Menschheit muss sich
bereits jetzt mit den sicht- und flhlbaren Folgen des Klimawandels
auseinandersetzen. Diese werden sich in den kommenden Jahren und
Jahrzehnten deutlich verstarken. Direkte Folgen sind unter anderem:

° Hitze: Zunahme von extrem heifen Tagen und Nachten, u. U. verlangerte
Vegetationsperiode,

. Trockenheit: Riickgang regelmaRiger Niederschlage, lange Trocken-
perioden, Staubbildung,

. Starkregen: Zunahme der Starkregenereignisse, erhohte

Uberschwemmungsgefahr.

Die vorgenannten direkten Folgen des Klimawandels ziehen weitere indirekte
Folge nach sich. Diesen muss auch im Bereich der Bauleitplanung aktuell und in
Zukunft verstarkt Rechnung getragen werden:

»[Die Bauleitpldne] sollen dazu beitragen, eine menschenwiirdige Umwelt zu
sichern und die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwickeln, auch
in Verantwortung des fiir den allgemeinen Klimaschutz, sowie die stédtebauliche
Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu
entwickeln” (§1 (5) BauGB).

Hier gilt es, zwischen Malnahmen zum Klimaschutz und MalBnahmen zur
Klimaanpassung zu unterscheiden. Wahrend erstgenannte das Ziel verfolgen,
neue Emissionen zu vermeiden und so den Klimawandel zu verlangsamen, sollen
mit den letztgenannten MalRnahmen die bereits eintretenden unumgéanglichen
Folgen des Klimawandels und deren Konsequenzen fiir ein Baugebiet bzw. eine
Siedlung abgemildert werden.

In der vorliegenden Planung wird der beschriebenen Problematik mit den
folgenden Festsetzungen Rechnung getragen:

Klimaschutz:

Bebauung Die  bestmogliche  Nutzung  innerortlicher
Potentiale und flachensparende Bauweisen sind
ein wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz, weil die
Inanspruchnahme von unbebauten Flachen mit
klimatischen Ausgleichsfunktionen verringert bzw.
vermieden wird.

Ausrichtung der Baufenster Die Baukorper sind zugunsten einer optimalen
Solarenergienutzung nach Sudwesten
ausgerichtet.

Dachneigung Die in den ortlichen Bauvorschriften festgesetzten
Dachneigungen von 25 - 32° beglinstigen die
Nutzung der Dacher zur Solarenergienutzung.

Pflanzgebote Bdaume binden CO, und konnen somit zur
Verminderung von klimawirksamen Stoffen in der
Atmosphare beitragen.
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Klimaanpassung:

Grinflachen

Belage

Dachgestaltung

Fassadengestaltung

Pflanzenliste

e Wasser

Nicht Uberbaubare Grundstiicksflaichen sind als
Griunflachen anzulegen. Durch die Anlage privater
Griinflaichen wird der Oberflaichenabfluss von
Regenwasser verzogert. Zudem reduzieren die
Grinflachen die Abstrahlungshitze und dienen in
raumlich begrenztem MaRe der Kalt- und
Frischluftproduktion.

Zugange und Stellplatze sind mit
wasserdurchldssigen Beldgen (z.B. Rasenpflaster,
Rasengittersteine, = wassergebundene  Decke,
wasserdurchldssiges Pflaster) herzustellen. Die
Malnahme dient der Grundwasserneubildung
sowie der Verzogerung des Oberflachenabflusses.
Rasenpflaster und Rasengittersteine reduzieren
zudem die Warmeabstrahlung.

Mit  der  Unzuldssigkeit  anthrazitfarbener
Materialien werden Aufheizungs-Effekte reduziert.

Durch die Unzuldssigkeit von Kunststoffen,
Metallpaneelen sowie glanzender und glasierter
Materialien fir Fassadenverkleidungen kann
ebenfalls die Aufheizung der Gebdude im Sommer
reduziert werden. Fassadenbegriinungen dienen
der Klimaregulierung

Standortgerechte Auswahl der Pflanzen u.a. im
Hinblick auf Trockenresistenz.

Oberflachengewaésser sind von der Planung nicht betroffen.

Die mit der Bebauung verbundene Flachenversiegelung fihrt potentiell zu einem
beschleunigten Abfluss des Oberflaichenwassers und zur Verringerung der
Grundwasser - Neubildung. Durch den Anteil nicht befestigter Flachen (private
Griunflachen) und das festgesetzte Regenwasserbewirtschaftungskonzept sind
wesentliche Beeintrachtigungen des Grundwasserhaushaltes nicht zu erwarten.

e Kultur- und Sachgiiter

Kulturgiter sind von der Planung nicht betroffen. Als Sachgiiter sind die
Bauflachen im Plangebiet zu werten, die durch die mogliche Nachverdichtung

eher aufgewertet werden.

e Mensch / Naherholung

Der Erlebnis- und Erholungswert der Landschaft wird durch die Planung nicht bzw.
nur unwesentlich beeintrachtigt. Wegebeziehungen werden nicht beeintrachtigt.
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Fazit

Die zusammenfassende Bewertung ergibt, dass durch die Planung keine
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, wenn die festgesetzten
Malnahmen zum Ausgleich, zur Minimierung oder zur Vermeidung potentieller
Eingriffe fachgerecht umgesetzt werden. Hierzu zadhlen

. die Anlage der nicht (berbauten Flachen als private Grinflichen /
Hausgarten,

° Pflanzgebote flr Baume,

. Malnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung,

. die Verwendung wasserdurchlassiger Materialien flr die
Oberflachenbefestigung.

7. Flachenbilanz

Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind ausgewiesen:

Allgemeines Wohngebiet 4.044 m? 82,1%
Verkehrsflachen / StraRe 783 m? 15,9 %
Verkehrsflachen / Wirtschaftsweg 99 m? 2,0%
Gesamt 4,926 m? 100,0 %
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	§ 1 
	Räumlicher Geltungsbereich 
	 
	Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus den Festsetzungen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes. 
	 
	§ 2 
	 
	Bestandteile der Satzung 
	 
	Die Satzung besteht aus: 
	 
	1. dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes  
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	2. den planungsrechtlichen Festsetzungen   vom………………. 
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	1.  Begründung        vom ………………  
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	3. die Beschränkung von Antennenanlagen, 
	3. die Beschränkung von Antennenanlagen, 

	4. die Unzulässigkeit von Freileitungen, 
	4. die Unzulässigkeit von Freileitungen, 

	5. die Pflicht zur Herstellung der erforderlichen Stellplätze gem. § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO 
	5. die Pflicht zur Herstellung der erforderlichen Stellplätze gem. § 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO 


	verstößt. 
	 
	§ 4 Inkrafttreten 
	Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
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	Meersburg, den …………………….   …………………........................... 
	       Robert Scherer, Bürgermeister 
	Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 (1) BauGB)             
	1.0  Art + Maß der baulichen Nutzung 
	  (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
	Art + Maß der baulichen Nutzung sind für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes durch Planeintrag festgesetzt und der zugehörigen Nutzungsschablone zu entnehmen. 
	 
	1.1  Art der baulichen Nutzung 
	WA = Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
	Gemäß § 1 (5) BauNVO wird festgesetzt, dass die in § 4 (2) BauNVO aufgeführten allgemein zulässigen Nutzungen Nr. 2. – die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften - nicht zulässig sind. 
	Gemäß § 1 (6) BauNVO wird festgesetzt, dass die in § 4 (3) BauNVO aufgeführten Ausnahmen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden. 
	Ferienwohnungen sind als Sonderform der gewerblichen Nutzung als Ausnahme nicht zulässig. 
	 
	1.2  Maß der baulichen Nutzung 
	Das Maß der baulichen Nutzung wird nach § 16 (2) BauNVO bestimmt durch die im Bebauungsplan eingetragene maximale Festsetzung der 
	• Grundflächenzahl (GRZ), 
	• Grundflächenzahl (GRZ), 
	• Grundflächenzahl (GRZ), 

	• Geschossflächenzahl (GFZ) 
	• Geschossflächenzahl (GFZ) 

	• die Zahl der Vollgeschosse, 
	• die Zahl der Vollgeschosse, 

	• die Höhe der baulichen Anlagen. 
	• die Höhe der baulichen Anlagen. 


	 
	1.2.1  Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 
	Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist im Bebauungsplan durch Eintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt. 
	 
	1.2.2  Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) 
	Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) ist im Bebauungsplan durch Eintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt. 
	 
	1.2.3  Zahl der Vollgeschosse (§ 20 (1) BauNVO) 
	Zulässig ist die ein- und zweigeschossige Bauweise.  
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	1.2.4  Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 (1) BauNVO) 
	Die Höhe der baulichen Anlagen wird definiert durch die Festsetzung der maximalen Traufhöhe (THmax) und der maximalen Firsthöhe (FHmax). 
	Die Traufhöhe ist das Maß zwischen der Erdgeschoss-Fußbodenhöhe EFH (Fertigfußboden) und dem Schnittpunkt der Wand mit der Unterkante der Dachhaut.  
	Die Firsthöhe ist das Maß zwischen der Erdgeschoss-Fußbodenhöhe EFH (Fertigfußboden) und Oberkante Dachfirst. Der Bezugspunkt für die Bemessung der Höhen liegt an den jeweiligen Grundstücksgrenzen auf der Höhe des jeweiligen Straßenniveaus. Er ist für jedes Baugrundstück im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes dargestellt. 
	 
	1.2.4.1 Traufhöhe 
	Die maximal zulässigen Traufhöhen sind durch Eintrag in den Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzt. 
	 
	1.2.4.2 Firsthöhe 
	Die maximal zulässigen Firsthöhen sind durch Eintrag in den Nutzungsschablonen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzt. 
	 
	1.2.5  Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten (§ 9(1) Nr.6 BauGB) 
	Zur Vermeidung einer ortsuntypischen Verdichtung werden 
	• maximal 2 Wohneinheiten je Einzelhaus  
	• maximal 2 Wohneinheiten je Einzelhaus  
	• maximal 2 Wohneinheiten je Einzelhaus  


	festgesetzt.  
	 
	 
	2.0  Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
	  (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO) 
	2.1  Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 (BauNVO) 
	Im gesamten Plangebiet gilt die 
	• offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO. 
	• offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO. 
	• offene Bauweise gem. § 22 (2) BauNVO. 


	Zulässig sind Einzelhäuser. 
	 
	2.2  Überbaubare Grundstücksfläche 
	  (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
	Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch Baugrenzen festgesetzt. Die geringfügige Überschreitung von untergeordneten Bauteilen, z.B. Balkonen, ist zulässig (geringfügig = maximale Länge 5,00 m, maximale Tiefe 1,50 m). 
	 
	 
	3.0  Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
	Die Hauptfirstrichtungen sind durch Eintrag im Bebauungsplan festgesetzt. 
	Eine Veränderung der Firstrichtung um bis zu 10° ist zulässig. Die Außenwände der Gebäude sind weitgehend rechtwinklig bzw. parallel zu den eingetragenen Hauptfirstrichtungen zu erstellen. 
	 
	 
	4.0  Höhenlage der Gebäude (§ 18 (1) BauNVO) 
	Die Erdgeschoss-Fußbodenhöhen (Fertigfußboden) dürfen an dem im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes dargestellten Bezugspunkt maximal 0,50 m über dem gewachsenen Gelände liegen. 
	Das gewachsene Gelände ist durch einen Höhenschnitt an dem festgesetzten Bezugspunkt nachzuweisen. 
	 
	 
	5.0  Flächen für Stellplätze, Garagen und Carports 
	  (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO) 
	Stellplätze, Garagen und Carports, sind innerhalb der Baufenster sowie zwischen dem Straßenrand und der rückwärtigen Begrenzung des jeweiligen Baufensters zulässig. Garagen und Carports müssen hierbei einen Mindestabstand von 6,00 m von der öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. 
	Die Fläche vor der Garageneinfahrt kann als privater Stellplatz genutzt werden und wird in die Berechnung der erforderlichen Stellplätze miteinbezogen. 
	Abstellplätze für Wohnmobile und Wohnwagen ab 2,50 m Höhe und Kielboote sind außerhalb von Gebäuden nicht zulässig. 
	Entlang der Erschließungsstraßen sind Garagen, Carports und Stellplätze so anzuordnen, dass in einem Abstand von 10 m oder nach jedem vierten Stellplatz ein Baum gem. Pflanzenliste gepflanzt wird. Die Baumscheibe muss eine Fläche von mindestens 2,50 m x 4,00 m aufweisen und ist zu begrünen. 
	 
	 
	6.0  Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Verkehrsflächen ausgewiesen als: 
	• Straßenverkehrsflächen, 
	• Straßenverkehrsflächen, 
	• Straßenverkehrsflächen, 

	• Wirtschaftsweg. 
	• Wirtschaftsweg. 


	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	7.0  Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 
	Bauliche Nebenanlagen im Sinne von § 14(1) BauNVO sind im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes, mit Ausnahme der privaten Grünflächen, mit folgenden Maßgaben zulässig: 
	• die maximale Höhe von Nebenanlagen beträgt 3 m, 
	• die maximale Höhe von Nebenanlagen beträgt 3 m, 
	• die maximale Höhe von Nebenanlagen beträgt 3 m, 

	• Nebenanlagen sind in den der Erschließungsstraße zugewandten Grundstücksbereichen nicht zulässig, 
	• Nebenanlagen sind in den der Erschließungsstraße zugewandten Grundstücksbereichen nicht zulässig, 


	Bauliche Nebenanlagen müssen einen Grenzabstand von mindestens 1,50 m einhalten. 
	Nebenanlagen für öffentliche Versorgungseinrichtungen (Anlagen für die Stromversorgung, Zuleitungen für die Straßenbeleuchtungen und Verteilerkästen) sind gem. § 14 (2) BauNVO auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  
	Haustechnische Anlagen jeglicher Art sind in die Hauptgebäude, in bauliche Nebenanlagen oder in Garagen zu integrieren. Sie sind auf den unbebauten Flächen ausnahmsweise als eingehauste Anlagen zulässig. Die Einhausung muss sich an der Gestaltung der Haupt- oder Nebengebäude orientieren.  
	 
	 
	8.0  Regenwasserbewirtschaftung § 9 (1) Nr. 14 BauGB) 
	Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist in eine Retentions- und Versickerungsmulden abzuleiten, die im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen sind. 
	Die Versickerung muss über eine mindestens 30 cm starke, begrünte Bodenschicht erfolgen. Die Flächenausweisung ist nach dem aktuellen Stand der Technik zu belegen. 
	 
	 
	9.0  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
	9.1  Abräumungs - und Rodearbeiten 
	Zum Schutz der Avifauna dürfen Abräumungs- und Rodearbeiten nur außerhalb der Ausschlusszeiten gem. § 39 (5) BNatSchG, d. h. nicht zwischen dem 1. März und dem 30. September, erfolgen. 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	9.2  Bodenschutz 
	Zur Vermeidung und Minimierung von baubedingten Belastungen des Schutzgutes Boden wird festgesetzt: 
	• mit den Bauanträgen ist jeweils ein Bodenverwertungskonzept vorzulegen. 
	• mit den Bauanträgen ist jeweils ein Bodenverwertungskonzept vorzulegen. 
	• mit den Bauanträgen ist jeweils ein Bodenverwertungskonzept vorzulegen. 

	• Der humose Oberboden ist sachgerecht auszubauen und zwischenzulagern (vgl. Hinweis Nr. 4). Der Unterboden im Bereich späterer Grünflächen ist vor Verdichtungen zu schützen, z. B. durch die Verwendung von Baggermatratzen oder den Einbau einer temporären Tragschicht in den Bereichen von Lager- und Verkehrsflächen. 
	• Der humose Oberboden ist sachgerecht auszubauen und zwischenzulagern (vgl. Hinweis Nr. 4). Der Unterboden im Bereich späterer Grünflächen ist vor Verdichtungen zu schützen, z. B. durch die Verwendung von Baggermatratzen oder den Einbau einer temporären Tragschicht in den Bereichen von Lager- und Verkehrsflächen. 
	• Der humose Oberboden ist sachgerecht auszubauen und zwischenzulagern (vgl. Hinweis Nr. 4). Der Unterboden im Bereich späterer Grünflächen ist vor Verdichtungen zu schützen, z. B. durch die Verwendung von Baggermatratzen oder den Einbau einer temporären Tragschicht in den Bereichen von Lager- und Verkehrsflächen. 
	1. Laubbäume 1. + 2. Ordnung für Haus- und Vorgärten    
	1. Laubbäume 1. + 2. Ordnung für Haus- und Vorgärten    
	1. Laubbäume 1. + 2. Ordnung für Haus- und Vorgärten    





	 
	9.3 Außenbeleuchtung 
	Notwendige Beleuchtungseinrichtungen und Werbeanlagen sind auf das erforderliche Mindestmaß zu begrenzen. Sie müssen ein für Insekten wirkungsarmes Spektrum aufweisen (ausschließliche Verwendung von langwelligem (gelbem oder rotem) Licht und staubdichten Leuchten (LEDs)). Die Beleuchtungseinrichtungen müssen eine möglichst niedrige Lichtpunkthöhe und –stärke sowie eine möglichst geringe Abstrahlung nach oben und seitlich aufweisen.  
	 
	 
	10.0  Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
	  (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB 
	10.1   Lärm durch Wärmepumpen 
	Luft-Wasser-Wärmepumpen dürfen nur in geschlossenen Räumen innerhalb der Wohngebäude oder innerhalb von Garagen / Nebengebäuden aufgestellt werden. Dabei ist zu beachten, dass an benachbarten Wohngebäuden der Beurteilungspegel der TA-Lärm (Tag / Nacht) für Wohngebiete nicht überschritten wird. 
	 
	 
	 
	 
	Ausgefertigt: 
	 
	 
	 
	 
	 
	Meersburg, den………………….   ………………….................... 
	       Robert Scherer, Bürgermeister 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Hinweise             
	 
	1. Höhenaufnahmen: 
	Vor Beginn der Objektplanung sind die tatsächlichen Geländeverhältnisse aufzunehmen, zu prüfen und mit der Erschließungsplanung abzustimmen.  
	Jedem Baugesuch sind vom Architekten gefertigte Höhenschnitte an den jeweiligen Baugrenzen, mit Darstellung des vorhandenen und geplanten Geländeverlaufs, sowie mit der Darstellung des geplanten Anschlusses an die Erschließungsstraße beizufügen. 
	 
	2. Wasserwirtschaft / Grundwasserschutz 
	Das Erschließen von Grundwasser im Zuge der Bauarbeiten (wassergesättigter Bereich), ist unverzüglich beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, anzuzeigen (§ 43 Abs. 6 WG). Unterhalb des höchsten Grundwasserspiegels sind Drainagen zur dauerhaften Regulierung des Grundwassers mit dauernder Ableitung / Absenkung des Grundwassers nicht zulässig (§ 9 WHG). Stattdessen ist für Grund-(Hang-/Schicht-)wasser eine Umläufigkeit um bzw. unter den Gebäuden herzustellen, so dass eine Drainage nich
	Kanal- und Leitungsgräben unterhalb des Grundwasserspiegels sind so mit Sperrriegeln zu versehen, dass über die Gräben kein Grundwasser abgeführt wird. 
	Eine Wasserhaltung während der Bauzeit (Grundwasserabsenkung) und das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser (Fundamente, Leitungen etc.) stellen eine Benutzung eines Gewässers (§ 9 WHG) dar und bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die beim Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Wasser- und Bodenschutz, zu beantragen ist (§ 8 Abs. 1 WHG).“ 
	 
	3. Archäologische Denkmalpflege 
	Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brandschichten) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Landesamt für Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Stuttgart unverzüglich zu benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden zu belassen. Die Möglichkeit zu sachgerechter Fundbergung und Dokumentation ist einzuräumen. A
	 
	4. Erdaushub / Bodenschutz 
	Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der humose Oberboden abzuschieben und bis zur Wiederverwertung in Mieten zu lagern. Zum Abschluss der Bauarbeiten ist der Mutterboden in einer Mächtigkeit bis ca. 30 cm nach erfolgter Untergrundlockerung im Bereich von Freiflächen wieder aufzutragen. Vorgehen nach DIN 19731. 
	Beim Abschieben und der Zwischenlagerung des humosen Oberbodens sind die einschlägigen technischen Regelwerke zu beachten.  
	Der humose Oberboden darf nur bei trockener Witterung und gut abgetrocknetem Boden abgeschoben werden. 
	 Beim Abschieben des humosen Oberbodens ist eine Planierraupe mit breitem Laufwerk und geringem Bodendruck einzusetzen. 
	Die Mieten für den humosen Oberboden dürfen eine Höhe von 2 Metern nicht überschreiten. 
	Die Mieten des humosen Oberbodens sind vor Kopf zu schütten und dürfen nicht befahren werden, auch nicht mit Kettenfahrzeugen. 
	Die Oberbodenmieten sind zu profilieren (Dachprofil mit einer Seitenneigung von mindestens 2 %) und zu glätten. 
	Bei einer Lagerdauer von mehr als 3 Monaten sind die Oberbodenmieten mit stark wasserzehrenden, tief-wurzelnden Pflanzen, wie z. B. Luzerne, Waldstauden-Roggen, Lupine oder Ölrettich, einzusäen.  
	Die Begrünung der Oberbodenmieten ist für die gesamte Lagerdauer zu erhalten und wenn nötig, zu erneuern. 
	 
	5. Abfallverwertung 
	Bei Bauvorhaben, bei denen jeweils oder in Kombination mehr als 500 m³ Erdaushub anfallen, bei verfahrenspflichtigen Abbruchmaßnahmen, sowie bei einer verfahrenspflichtigen Baumaßnahme, die einen Teilabbruch umfasst, ist der Baurechtsbehörde im Rahmen des Verfahrens ein Abfallverwertungskonzept nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) vorzulegen und durch die untere Abfallrechtsbehörde zu prüfen. 
	 
	6. Landwirtschaft 
	Es wird auf die Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben bzw. Nutzflächen hingewiesen. Mit der Bewirtschaftung zusammenhängende Einschränkungen sind zu dulden. 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Pflanzenliste            
	 
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name 
	Acer campestre    -   Feld-Ahorn  
	Carpinus betulus    -   Hainbuche  
	Corylus colurna    -   Baumhasel  
	Juglans regia    -   Walnuss 
	Pyrus calleryana “Chanticleer”  -   Stadtbirne  
	Tilia cordata     -   Winter-Linde  
	Tilia platyphyllos    -   Sommer-Linde 
	 
	2.  Bäume 3. Ordnung für Haus - und Vorgärten    
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name 
	Fraxinus ornus    -   Blumen-Esche  
	Malus floribunda    -   Zier-Apfel   
	Prunus avium („Plena“)   -   Vogelkirsche (gefülltbl.) 
	Prunus padus    -   Trauben-Kirsche 
	 
	3.   Obst-Hochstämme für Hausgärten  
	 
	Es wird die Teilnahme am Sortenerhaltungsprogramm des Landkreises Bodenseekreis empfohlen. 
	 
	Die Pflanzung der besonders feuerbrandanfälligen Quitten (Cydonia oblonga) sowie der feuerbrandanfälligen Birnensorte "Oberösterreicher Weinbirne" ist nicht zulässig. 
	Das Julius-Kühn-Institut (JKI, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen in Deutschland) hat eine Liste von feuerbrandunempfindlichen Ersatzpflanzen für Feuerbrand-Wirtspflanzen erarbeitet. Sie kann unter dem folgenden Link im Internet abgerufen werden: 
	http://feuerbrand.jki.bund.de/index.php?menuid=6
	http://feuerbrand.jki.bund.de/index.php?menuid=6
	http://feuerbrand.jki.bund.de/index.php?menuid=6

	 

	 
	4.   Sträucher für freiwachsende Hecken + Gehölzgruppen in Hausgärten und privaten Grünflächen 
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name  
	Acer campestre    -   Feld-Ahorn   
	Cornus mas     -   Kornelkirsche  
	Cornus sanguinea    -   Hartriegel   
	Corylus avellana    -   Haselnuß   
	Ligustrum vulgare    -   Liguster   
	Malus silvestris    -   Holz-Apfel   
	Prunus spinosa    -   Schlehe,Schwarzdorn 
	Sambucus nigra    -   Holunder   
	Viburnum opulus    -   Schneeball   
	Wildrosen, z.B. 
	Rosa canina     -   Hunds-Rose  
	 
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name   
	Rosa gallica     -   Essig-Rose   
	Rosa glauca     -   Hecht-Rose   
	Rosa majalis     -   Zimt-Rose   
	Rosa pimpinellifolia   -   Bibernell-Rose  
	Rosa rubiginosa    -   Weinrose   
	 
	5.  Ziersträucher für Haus- und Vorgärten     
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name  
	wie vorstehend, zusätzlich 
	Buxus sempervirens   -   Buchsbaum   
	Philadelphus coronarius   -   Bauern-Jasmin  
	Taxus baccata    -   Eibe    
	Strauchrosen           
	 
	6.   Geschnittene Hecken für Hausgärten      
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name  
	Acer campestre    -   Feld-Ahorn   
	Buxus sempervirens   -   Buchs    
	Carpinus betulus    -   Hainbuche   
	Cornus mas     -   Kornelkirsche  
	Ligustrum vulgare    -   Liguster   
	 
	7.   Fassadenbegrünung für Hauswände     
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name  
	Aristolochia macrophylla   -   Pfeifenwinde  
	Clematis vitalba    -   Waldrebe   
	Hedera helix     -   Efeu    
	Parthenocissus tricusp.   -   Wilder Wein   
	Darüber hinaus sind bei entsprechenden Standortbedingungen die Echte Weinrebe (Vitis) und verschiedene Kletterrosen möglich. 
	 
	8.   Unterpflanzung, flächige Bepflanzung für Hausgärten   
	 
	Botanischer Name       Deutscher Name  
	Hedera helix     -   Efeu    
	Ligustrum vulgare "Lodense"  -   Zwerg-Liguster  
	Rosen, bodendeckende          
	Vinca minor     -   Immergrün   
	heimische Stauden, z.B. 
	Lamium maculatum   -   Goldnessel   
	Ranunculus acris    -   Hahnenfuß   
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Örtliche Bauvorschriften           
	 
	gemäß § 74 LBO über die Zulässigkeit bestimmter baugestalterischer und genehmigungsrechtlicher Anforderungen im Bereich des Bebauungsplanes "Hürtle Ost – 1. Änderung“, Stadt Meersburg 
	 
	Aufgrund von § 74 (1) Nr. 1, 3, 4, 5, und (7) der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBOBaWü) in der Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. 416), zuletzt geändert durch Artikel 27 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4), in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 (GBl. S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2.Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098), werden die nachfolgend aufgeführten baugestalterischen Festsetzungen als örtliche Bauvorschrift
	 
	Inhalt: 
	 
	1.0 Räumlicher Geltungsbereich 
	2.0 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
	3.0 Antennen 
	4.0 Elektrische Freileitungen 
	5.0 Gestaltung der Freiflächen 
	 
	1.0  Räumlicher Geltungsbereich 
	Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den im Rechtsplan M 1 : 500 dargestellten Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Hürtle Ost – 1. Änderung“, Stadt Meersburg. 
	 
	2.0  Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 
	 
	2.1  Baukörper / Bauliche Anlagen 
	Garagen und Carports sind nur im baulichen oder gestalterischen Zusammenhang mit dem jeweiligen Hauptbaukörper zulässig. 
	Hauptbaukörper dürfen parallel zur jeweiligen Erschließungsstraße eine Länge von maximal 13,50 m aufweisen. 
	 
	2.2  Dachform 
	Zulässig sind symmetrische Satteldächer mit durchlaufender Firstrichtung. Bei Garagen, Carports und Nebenanlagen sind Satteldächer und Pultdächer zulässig. 
	Für Nebengebäude, Garagen und untergeordnete eingeschossige Bauteile sind extensiv begrünte Flachdächer zulässig. 
	 
	2. 3  Dachneigung 
	Die zulässige Dachneigung beträgt 
	20°– 40°. 
	Bei Garagen, Carports und Nebengebäuden mit geneigten Dächern beträgt die zulässige Dachneigung min. 20°, maximale Dachneigung wie Hauptgebäude. 
	 
	2. 4  Dacheindeckung 
	Als Dacheindeckung sind glasierte Ziegel bzw. Dachsteine nicht zulässig. Es sind naturrote, braunrot engobierte, ziegelbraune, oder hellgraue Materialien zu verwenden.  
	Aufdachsysteme zur Energiegewinnung (Solar oder Photovoltaik) sind mit gleicher Neigung des Daches zulässig. 
	Bei Flachdächern von Nebengebäuden und untergeordneten eingeschossigen Bauteilen sind Aufdachsysteme zulässig, wenn die Höchstneigung der Aufdachsysteme maximal 20 Grad beträgt. und maximal 50% der Flachdachfläche belegt werden. 
	Aufdachkonstruktionen und Fassadenkonstruktionen zur photovoltaischen und thermischen Solarnutzung sowie Solardachziegel sind im Farbton des Hauptdaches mattiert mit einem max. Glanzgrad von 30% - 40 % zulässig. 
	 
	2. 5  Dachaufbauten 
	Die Länge von Dachaufbauten darf auf der jeweiligen Dachseite maximal die Hälfte der Dachlänge betragen. 
	Dachaufbauten sind nur im ersten Dachgeschoss zulässig. 
	Die Dachfläche von Dachaufbauten ist mindestens 0,5 m unterhalb des Firsts des Hauptgebäudes anzusetzen. 
	Dachaufbauten dürfen die höchstzulässige Gebäudehöhe nicht überschreiten.  
	Gauben (ohne Unterbrechung der Traufe) oder Zwerchgiebel sind mit Schleppdach (Mindestneigung 9 Grad) oder mittigem First und beidseitig gleich geneigten Dachflächen (Mindestneigung 20 Grad) zulässig. 
	Der Mindestabstand der Gauben zu fertigen Außenwänden muss mindestens 1,0 m betragen. 
	Es ist je eine Widerkehr oder ein Zwerchgiebel je Gebäude zulässig. Die traufseitige Gesamtansichtslänge der Widerkehr / des Zwerchgiebels darf maximal 25% der Dachlänge einer Dachseite betragen.  
	Die Gesamtlänge von Widerkehr und Gauben / Zwerchgiebeln einer Traufseite darf in der Summe maximal 50% der Gebäudelänge betragen. Als Gebäudelänge wird die Gesamtlänge zwischen den beiden Dachabschlüssen (Ortgängen), bei Grenzbebauungen bis zur Nachbargrenze, gemessen. Rücksprünge in der Fassade werden mitgemessen. 
	Widerkehre und Gauben / Zwerchgiebel benötigen einen Mindestabstand von 2,0 m zueinander und von 2,0 m von den fertigen Gebäudeabschlüssen (Ortgängen) oder Grundstücksgrenzen (bei Reihen,- und Doppelhäusern). 
	Die Firsthöhen von Widerkehren und Gauben müssen mindestens 0,5 m unterhalb der Firsthöhe des Hauptgebäudes liegen.  
	Die Gesamtfläche aller Dachflächenfenster darf maximal 5% der Grundfläche des Dachgeschosses betragen. 
	 
	2.6  Fassaden- und Wandgestaltung 
	Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus Kunststoff- oder Metallpaneelen sowie glänzende oder glasierte Materialien. 
	Ungegliederte bzw. tür- oder fensterlose Fassaden und Fassadenteile ab einer zusammenhängenden Fläche von 15 m² sind gem. Pflanzenliste zu begrünen. 
	 
	2.7  Farbgestaltung 
	Glänzende Farben, Lacke oder Ölfarben sind nicht zulässig. 
	 
	3.0 Antennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 
	Je Gebäude sind eine Satelliten- und eine terrestrische Antennenanlage zulässig. Satellitenantennen dürfen nicht über den Dachfirst hinausragen. 
	 
	 
	4.0 Elektrische Freileitungen 
	Niederspannungs-Freileitungen sind unzulässig. 
	 
	 
	5.0  Gestaltung der Freiflächen (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 
	Die nicht überbaubaren Flächen sind mit Ausnahme der Stellplätze, Zufahrten und Zugänge als Grünflächen und / oder Hausgärten anzulegen und mit heimischen Gehölzen und Stauden zu bepflanzen. Flächige Kies- oder Schotteraufschüttungen sind nicht zulässig. 
	Je Baugrundstück ist auf dem der jeweiligen Erschließungsstraße zugewandten Grundstücksbereich mindestens ein Laubbaum gem. Pflanzenliste zu pflanzen. 
	Aufschüttungen und Abgrabungen sind im Bauantrag durch entsprechende Schnitte darzustellen.  
	Auffüllungen und Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von jeweils maximal 1,00 m zulässig. Böschungen sind mit einem Böschungswinkel von maximal 1:2 herzustellen. 
	Stützmauern sind entlang des öffentlichen Straßenraums unzulässig. 
	Für die Anlage von Grenzmauern sind Natursteinmaterialien zu verwenden. Beton-Fertigteile oder bepflanzbare Beton-Böschungselemente sind nicht zulässig.  
	Bewegliche Abfallbehälter auf privaten Grundstücken sind mit baulichen oder Bepflanzungsmaßnahmen so anzuordnen, dass sie von der öffentlichen Fläche her nicht einsehbar sind. 
	Zur Minimierung der Eingriffe durch Flächenversiegelung sind die Flächen der privaten Stellplätze für PKW, Zufahrten und Hofflächen in wasserdurchlässigen Belägen (z.B. wasser-gebundene Decke, Rasenfugenpflaster etc.) herzustellen. 
	 
	5.1  Einfriedungen, Abgrenzungen 
	Zulässig sind 
	• freiwachsende Hecken aus Laubgehölzen gem. Pflanzenliste, 
	• freiwachsende Hecken aus Laubgehölzen gem. Pflanzenliste, 
	• freiwachsende Hecken aus Laubgehölzen gem. Pflanzenliste, 

	• geschnittene Hecken aus Laubgehölzen gem. Pflanzenliste, 
	• geschnittene Hecken aus Laubgehölzen gem. Pflanzenliste, 

	• einfache Zäune mit senkrechter Lattung bis zu einer Höhe von 1 m. 
	• einfache Zäune mit senkrechter Lattung bis zu einer Höhe von 1 m. 


	Nicht zulässig sind Maschendrahtzäune und Hecken aus Nadel-gehölzen. 
	Einfriedungen sind kleintierdurchlässig, d. h. ohne Sockel und mit einem Mindestabstand von 15 cm zum Gelände, anzulegen. 
	Zur Gewährleistung ausreichender Sichtverhältnisse darf beidseits von Grundstücksausfahrten auf einer Länge von jeweils 3 m und einer Tiefe von mindestens 1 m die Höhe der Einfriedungen und Bepflanzungen nicht mehr 0,60 m betragen. 
	 
	 
	6.0  Stellplatzverpflichtung (§ 74 (2) Nr. 2. LBO) 
	Die Zahl der nachzuweisenden Stellplätze wird festgesetzt auf: 
	• 2 Stellplätze je Wohneinheit. 
	• 2 Stellplätze je Wohneinheit. 
	• 2 Stellplätze je Wohneinheit. 
	• 2 Stellplätze je Wohneinheit. 
	4.1 Schutzgebiete / Schutzkategorien 
	4.1 Schutzgebiete / Schutzkategorien 
	4.1 Schutzgebiete / Schutzkategorien 





	Die je Wohnung erforderlichen Stellplätze (einschließlich Garagen) sind auf dem Baugrundstück herzustellen. 
	 
	 
	Ausgefertigt: 
	 
	 
	Meersburg, den………………    ………………….................... 
	        Robert Scherer, Bürgermeister 
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	1. Das Plangebiet - Lage und räumlicher Geltungsbereich 
	Das Plangebiet liegt im westlichen Stadtgebiet von Meersburg. Es umfasst eine Fläche von ca. 0,49 ha und wird begrenzt  
	• im Norden von der `Obere Waldstraße´,  
	• im Norden von der `Obere Waldstraße´,  
	• im Norden von der `Obere Waldstraße´,  

	• im Westen von der Straße `Auf dem Hirtle´, 
	• im Westen von der Straße `Auf dem Hirtle´, 

	• im Süden von landwirtschaftlichen Flächen / Weinbau, 
	• im Süden von landwirtschaftlichen Flächen / Weinbau, 

	• im Osten von landwirtschaftlichen Flächen / Weinbau 
	• im Osten von landwirtschaftlichen Flächen / Weinbau 
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	Lageplan (ohne Maßstab) 
	Das Plangebiet weist eine ausgeprägte südwestorientierte Hanglage auf und fällt von ca. 470.00 m ü. NN im Norden auf 464.00 m ü. NN im Süden. Es umfasst die Grundstücke: 
	Fl. St. Nr. 1311 (Teil)  - Straße `Auf dem Hirtle´ 
	Fl. St. Nr. 1132   - unbebautes Baugrundstück, derzeit Wiese, 
	Fl. St. Nr. 1132/2   - unbebautes Baugrundstück, derzeit Wiese, 
	Fl. St. Nr. 1132/3   - unbebautes Baugrundstück, derzeit Wiese, 
	Fl. St. Nr. 1132/4   - Straßenfläche, Straße nicht angelegt, derzeit Wiese, 
	Fl. St. Nr. 1132/5   - Baugrundstück mit Wohnhaus, 
	Fl. St. Nr. 1132/6   - Baugrundstück mit Wohnhaus, 
	Fl. St. Nr. 1132/7   - unbebautes Baugrundstück, derzeit Wiese, 
	Fl. St. Nr. 1132/8   - unbebautes Baugrundstück, derzeit Wiese. 
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	Figure
	Luftbild 
	 
	2.  Planungserfordernis + Planungsziele 
	Der seit 1974 rechtskräftige Bebauungsplan `Hürtle Ost´ weist für das Plangebiet ein Reines Wohngebiet gem. 3 BauNVO mit sieben einzelnen Baufenster sowie einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 und einer Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,5 aus. Zulässig ist die offene Bauweise mit eingeschossigen Gebäuden.  
	Unter dem Gesichtspunkt des sparsamen Umgangs mit knappen Bauflächen erscheinen diese Festsetzungen nicht mehr zeitgemäß, zumal sich in der näheren Umgebung auch größere Gebäude auf eher kleineren Grundstücken befinden. Der Bebauungsplan soll daher mit dem Ziel einer behutsamen, gebietsverträglichen Nachverdichtung überarbeitet werden. Dazu gehören flexiblere Baufenster, die Möglichkeit der Realisierung von bis zu zwei Vollgeschossen und die Anhebung der Grund- und Geschossflächenzahlen. 
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	Seit 1974 rechtskräftiger Bebauungsplan `Hürtle Ost´ 
	3. Einordnung in den Flächennutzungsplan + bestehende Rechtsverhältnisse 
	3. Einordnung in den Flächennutzungsplan + bestehende Rechtsverhältnisse 
	3. Einordnung in den Flächennutzungsplan + bestehende Rechtsverhältnisse 
	3. Einordnung in den Flächennutzungsplan + bestehende Rechtsverhältnisse 
	Figure
	3.1 Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben 
	3.1 Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben 
	3.1 Regionalplan der Region Bodensee-Oberschwaben 





	Das Plangebiet liegt innerhalb der im Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Meersburg dargestellten geplanten Wohnbauflächen. Die Planung ist damit aus dem FNP entwickelt. 
	 
	 
	InlineShape

	Auszug aus dem Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Meersburg (ohne Maßstab) 
	 
	Die aktuelle Regionalplan-Fortschreibung enthält für das Plangebiet und sein näheres Umfeld keine Ausweisungen. 
	 
	 
	3.2 Verfahren nach § 13a BauGB 
	Die Kriterien für ein Bebauungsplanverfahren gem. § 13a treffen auf die vorliegende Planung zu. Es wird ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO ausgewiesen. Das Plangebiet umfasst den Geltungsbereich eines rechtskräftigen Bebauungsplanes und  schließt im Westen Norden und Osten unmittelbar an die vorhandene Bebauung an.  
	Die Erschließung kann über die Obere Waldstraße und die Straße `Auf dem Hirtle´ erfolgen. 
	Die Gesamtgröße des Plangebietes beträgt einschließlich aller Verkehrs- und Grünflächen ca. 0,49 ha, die Grundflächenzahl ist mit 0,40 festgesetzt. Damit ergibt sich eine zulässige Grundfläche von maximal ca. 2.000 m². 
	Umweltauswirkungen beschränken sich im Wesentlichen auf Eingriffe in das Schutzgut Boden durch die Bebauung sowie den Verlust von Wiesen- und Gartenflächen und einzelner Gehölze. 
	Die Inanspruchnahme von § 13b BauGB bedeutet, dass kein Umweltbericht erforderlich wird und das Planvorhaben nicht der Eingriff-Ausgleichsregelung unterliegt 
	 
	 
	4.  Bestand / Nutzung 
	Das Plangebiet wird derzeit als Wohnquartier mit zwei bebauten Grundstücken j genutzt. 
	Die weiteren, noch unbebauten Grundstücke sind als Wiese und Gartenland angelegt. Sie enthalten Obstgehölze unterschiedlicher Altersstufen in einem teilweise abgängigen Zustand. An der Nordwestecke des Geltungsbereichs steht ein prägender Nussbaum.  
	Im Westen grenzt das Bebauungsplangebiet `Hürtle´ an (rechtskräftig seit 1969). Es enthält innerhalb eines ausgewiesenen Allgemeinen Wohngebietes gem. § 4 BauNVO 12 bebaute Grundstücke und im Süden in Richtung der Sommertalschule ausgedehnte private Grünflächen (sog. `Bauverbotszone´). 
	Die Straße `Auf dem Hirtle´ endet im Süden in einer Wendefläche und geht in einen Wirtschaftsweg über. Von der Straße führt ein Treppenweg nach Süden zum Areal der Sommertalschule. 
	Südlich und westlich schließen sich Rebflächen an.  
	 
	 
	InlineShape

	Blick von Norden auf die Straße `Auf dem Hirtle´ und auf den südlichen Rand des Plangebietes 
	 
	 
	 
	InlineShape

	Blick von Norden auf das Plangebiet, im Vordergrund die Obere Waldstraße 
	 
	 
	4.1  Schutzgebiete / Schutzkategorien 
	Innerhalb und in der direkten Umgebung des Plangebietes befinden sich keine Naturschutzgebiete, keine Natura-2000-Flächen und keine kartierten §32-Biotope. 
	Die Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes `Bodenseeufer ´verläuft westlich und südlich des Geltungsbereiches. 
	 
	 
	InlineShape

	Figure
	Landschaftsschutzgebiet `Bodenseeufer´(Quelle: LUBW) 
	 
	 
	4.2  Gewässer / Hochwasser / Wasserschutzgebiete 
	Gewässer, Überschwemmungsgebiete und Wasserschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen.  
	 
	4.3  Denkmalschutz 
	Innerhalb und im Umfeld des Plangebietes finden sich keine eingetragenen Kulturdenkmäler. Aus dem Plangebiet heraus gibt es eine umfassende Blickbeziehung in Richtung des nördlichen Randes der Meersburger Altstadt und zum Bodensee. 
	 
	 
	5.  Planung / Planungsinhalte 
	5.1 Art der baulichen Nutzung 
	Das Reine Wohngebiet (WR) gem. § 3 BauNVO wird künftig als  
	• Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO  
	• Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO  
	• Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO  


	ausgewiesen.  
	Der bisherige Gebietstyp wird aufgrund der restriktiven Beschränkung der zulässigen Nutzungen als nicht mehr zeitgemäß empfunden. Gewerbliche oder Dienstleistungstätigkeiten, die über den Bedarf des Gebietes hinausgehen, sind nicht möglich. Berufliche Aktivitäten können nur freiberuflich, nicht jedoch im Rahmen kleiner Firmen oder Betriebe ausgeübt werden. Diese strikte Trennung von Wohnen und Arbeiten entspricht häufig nicht mehr der Lebensrealität und soll daher auch im Sinne eines lebendigen, vielfältig 
	 
	 
	5.2 Bebauung 
	Das Plangebiet enthält auch weiterhin sieben Baugrundstücke, die jeweils mit Einzelhäusern bebaut werden können. 
	 
	 
	5.3 Erschließung 
	Die Erschließung erfolgt über die Straße `Auf dem Hirtle´, die von der `Obere Waldstraße´ abzweigt. Ein kleiner Stichweg führt in der Mitte des Plangebietes nach Osten und endet in einer Wendefläche. 
	Dier Straße `Auf dem Hirtle´ mündet im Süden in einen Wirtschaftsweg, von dem aus die angrenzenden Rebflächen erschlossen werden. 
	 
	 
	5.4 Maß der baulichen Nutzung 
	Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung der 
	 
	Grund- und Geschossflächenzahl (GRZ, GFZ) 
	Mit 0,40 und 0,70 liegen die Werte im nördlichen Bereich des Plangebietes über den Festsetzungen des bisher rechtskräftigen Bebauungsplanes. Sie lassen damit eine verbesserte Ausnutzung der Bauflächen zu und gewährleisten gleichzeitig die Sicherung einer dem Gebiet angemessenen Freiraumstruktur. 
	Im südlichen Bereich werden die Werte des bisher rechtskräftigen Bebauungsplanes aufgrund der sensiblen Hanglage und der guten Einsehbarkeit von Süden her beibehalten. 
	 
	Zahl der Vollgeschosse 
	Die bisher festgesetzte ausschließlich eingeschossige Bebauung erscheint unter dem Gesichtspunkt des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nicht mehr vertretbar. Die Planung lässt daher bis zu zwei Vollgeschosse zu, zumal damit flexible Grundrisse und die Anpassung der Häuser an sich verändernde Lebenssituationen möglich werden. So kann z.B. ein großzügiger, familiengerechter Grundriss später in zwei gleichwertige Wohneinheiten, von denen die im Erdgeschoss barrierefrei ist, umgestaltet werden.  
	 
	Höhe der baulichen Anlagen 
	Für das Plangebiet ist im Norden eine maximale Traufhöhe von 6,50 m und eine maximale Firsthöhe mit 8,50 m festgesetzt. Sie ermöglicht die bis zu zweigeschossige Bauweise mit geneigten, je nach Dachneigung auch ausbaubaren Dächern. 
	Im Süden betragen die Werte aufgrund der beschriebenen städtebaulichen Situation für die Traufhöhe 3,75 m und für die Firsthöhe 7,50 m.  
	Bezugspunkt für die Ermittlung der festgesetzten Höhen ist die Erdgeschoss-Fußbodenhöhe. Dieser Messpunkt ist für jedes Baugrundstück an der jeweiligen Grundstücksgrenze festgesetzt und bemisst sich an der Straßenhöhe. Durch die Hanglage kann Süden so ein Gartengeschoss entstehen, dass jedoch kein Vollgeschoss darstellt und durch seine Ausrichtung und die direkte Anbindung an die Freianlagen eine hohe Wohnqualität erwarten lässt.  
	 
	Zahl der Wohneinheiten 
	Die Zahl der Wohneinheiten ist auf 2 je Einzelhaus begrenzt, um eine ortsuntypische Verdichtung zu vermeiden, die insbesondere mit Blick auf die begrenzte Erschließungssituation und die exponierte Lage des Plangebietes städtebaulich nicht vertretbar wäre. Die Zahl der Wohneinheiten hat zudem Auswirkungen auf die erforderliche Anzahl der Stellplätze und damit die Freiraumstruktur im Plangebiet. 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	5.5 Weitere planungsrechtlichen Festsetzungen 
	Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
	Zulässig ist die offene Bauweise mit Einzelhäusern. Auf die Zulässigkeit von Doppelhäusern bzw. von Hausgruppen wird bewusst verzichtet, da diese Bauformen zu einer unerwünschten Riegelbildung nach Süden führen könnten Zudem wäre eine deutlich höhere Zahl von Wohneinheiten im Gebiet möglich und die Erschließungssituation damit überfordert.  
	Denkbar wäre zwar, für Doppelhäuser und Hausgruppen nur jeweils eine Wohneinheit je Haushälfte bzw. Hauseinheit zuzulassen, aus sozialen Gesichtspunkten erscheint dies jedoch nicht vertretbar, weil damit flexible Nutzungen und Wohnformen wie z.B. das Mehrgenrationen-Wohnen nur innerhalb einer Wohneinheit ermöglicht würden. 
	Die ausgewiesenen durchgehenden Baufenster lassen künftig eine flexiblere Einteilung und Bebauung der Grundstücke zu. 
	 
	Garagen, Carports, Stellplätze  
	Zur Reduzierung der Versiegelung und Sicherung der Freiraumstruktur sowie zur Gestaltung des Ortsbildes werden Festsetzungen zur Lage und Größe von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen getroffen. Sie sind innerhalb der Baufenster sowie zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der rückwärtigen Begrenzung des Baufensters zulässig und können damit flexibel auf den Grundstücken angeordnet werden. Gleichzeitig ist gewährleistet, dass die eigentlichen Gartenbereiche frei von störenden Einbauten bleiben und über
	Garagen, Carports und Stellplätze sind entlang der öffentlichen Straßen so anzuordnen, dass das Straßenbild nicht durch diese Einrichtungen geprägt wird und Baumpflanzungen möglich sind. 
	 
	Verkehrsflächen 
	Siehe hierzu Pkt. 5.3. 
	 
	Nebenanlagen 
	Bauliche Nebenanlagen müssen einen Grenzabstand von mindestens 1,50 m aufweisen und dürfen maximal 3 m hoch werden, weil das Straßenbild l in erster Linie durch Bäume und bepflanzte Vorgärten, nicht durch bauliche Anlagen unterschiedlicher Größe und Gestaltung, geprägt werden soll. 
	 
	Regenwasserbewirtschaftung 
	Siehe hierzu Pkt. 5.7. 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  
	Schutz der Avifauna 
	Die im Plangebiet vorhandenen Wiesenflächen und der Gehölzbestand stellen Brut- und Nahrungshabitate für Vögel und Insekten dar. Daher dürfen Abräumungs- und Rodearbeiten nur außerhalb der gem. BNatSchG vorgegebenen Ausschlusszeiten stattfinden. 
	Bodenschutz 
	Für die Umsetzung der einzelnen Bauvorhaben sind Erdarbeiten unvermeidlich. Die planungsrechtliche Festsetzung zum Bodenschutz enthält daher eine Pflicht zur Vorlage eines Wiederverwertungs- bzw. Entsorgungskonzeptes, wobei der sinnvollen, ortsnahen Wiederverwertung der Vorrang einzuräumen ist, auch Transportweg zu vermeiden und um knappe Deponiekapazitäten zu schonen. 
	 
	Außenbeleuchtung 
	Für fliegende, nachtaktive Insekten werden Außenbeleuchtungseinrichtungen häufig zu einem Problem, denn Licht spielt eine wesentliche Rolle für ihre Orientierung. Orientieren sie sich aber an der Straßen- und Außenbeleuchtung, werden sie in ihrem natürlichen Lebensrhythmus gestört. Besonders dort, wo es ansonsten kaum Lichtquellen gibt, können solche Leuchten für Insekten zur tödlichen Falle werden. Die planungsrechtlichen Festsetzungen enthalten daher die Pflicht zur Verwendung sog. Insektenfreundlicher Au
	 
	Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen - Lärm durch Wärmepumpen 
	Im Zuge der Energiewende werden künftig Wärmepumpen zu einem vorherrschenden Heizsystem in Wohnquartieren. Die ungeordnete Aufstellung derartiger technischer Einrichtungen kann jedoch das Siedlungsbild empfindlich beeinträchtigen und auch zu Lärmbelästigungen für die Nachbarschaft führen. Wärmepumpen müssen daher innerhalb von Gebäuden installiert werden, wobei die entsprechenden Lärmwerte zu beachten sind. 
	Auf den unbebauten Flächen sind sie, wie andere haustechnischen Geräte und Einrichtungen, ausnahmsweise zulässig, wenn sie eingehaust werden. Die Gestaltung der Einhausung muss sich dabei an den Haupt- oder Nebengebäuden orientieren (siehe hierzu planungsrechtliche Festsetzung Nr. 7.0). Damit soll die willkürliche, das Orts- und Straßenbild beeinträchtigende Ansammlung an Geräten vermieden werden. 
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	Rechtsplan (ohne Maßstab) 
	 
	 
	5.6 Örtliche Bauvorschriften 
	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO sollen zu einem harmonischen Siedlungsbild führen und gestalterische Auswüchse vermeiden. 
	Insbesondere betreffen sie  
	die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
	mit Festsetzungen zu den Baukörpern, zur Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung und Dachaufbauten. So dürfen Hauptbaukörper entlang der Straßen eine maximale Länge von 13,50 m aufweisen, um eine Riegelbildung und eine zu `grobkörnige´ Struktur der Bebauung zu vermeiden. Diese festgesetzte Baulänge kommt auch in den direkt angrenzenden Wohnquartieren vor. 
	Um zu vermeiden, dass das Plangebiet durch eine ungeordnete Vielzahl von Kleinbauten geprägt wird, sind Garagen und Carports nur im baulichen oder gestalterischen Zusammenhang mit dem jeweiligen Hauptbaukörper zulässig. Dies kann als Anbau, als eigenständiges Gebäude, das mit dem Hauptbaukörper verbunden ist, als abgeschlepptes Dach oder in anderer geeigneter Form erfolgen.  
	Mit Rücksicht auf das gewachsene Siedlungsbild werden die zulässigen Dachformen auf symmetrische Satteldächer beschränkt. Diese Bauvorschrift trägt insbesondere zur `Außenwirkung´ des Bauquartiers bei, das eine erhebliche Fernwirkung nach Süden aufweist. Mit zunehmender Entfernung wird die Dachlandschaft zum wesentlichen prägenden Element des Siedlungsbildes. Deshalb dürfen Solaranlagen einen Glanzgrad von maximal 30 – 40 % aufweisen, wobei diese Vorschrift auch der Insekten- und Vogelwelt zugutekommt. 
	Mit den zulässigen Materialfarben lassen sich zeitgenössische Architekturformen realisieren. Anthrazitfarbene Materialien sind zugunsten der Anpassung des Bauquartiers an den Klimawandel nicht zulässig, weil sie zur unnötigen Aufheizung des Gebietes führen würden. 
	Dachgestaltung, Dachaufbauten 
	Die Beschränkung der zulässigen Materialien trägt zu einer ruhigen Dachlandschaft bei, ebenso die Begrenzung der zulässigen Gaubenlänge auf max. 1/2 der Gebäudelänge..  
	 
	Fassaden- und Wandgestaltung 
	Kunststoffe, Metalle und glänzende Materialien sind mit Rücksicht auf das Ortsbild und nachbarschaftliche Belange ausgeschlossen. Unerwünschte Reflexionswirkungen sollen so vermieden werden. 
	Mit der Pflicht zur Begrünung größerer Fassaden bzw. Fassadenteile lassen sich negative Auswirkungen der Bebauung auf das Kleinklima verringern. Begrünte Fassaden leisten darüber hinaus einen Beitrag zur Gestaltung des Siedlungsbildes. 
	 
	Antennen, elektrische Freileitungen 
	Die willkürliche Ansammlung unterschiedlichster Antennenanlagen könnte zu einer empfindlichen Beeinträchtigung des Siedlungsbildes führen. Deshalb sind je Gebäude maximal eine Satelliten- und eine terrestrische Antennenanlage zulässig.  
	Ebenso beeinträchtigen Freileitungen das Orts- und Straßenbild und werden deshalb ausgeschlossen.  
	 
	Gestaltung der Freiflächen 
	Sie sind charakteristischer Bestandteil des Siedlungsbildes. Die Strukturen tragen zudem zur hohen Qualität des Plangebietes bei. Nicht überbaute bzw. nicht als Stellplätze und Zufahrten genutzte Bereiche sind als Grünflächen anzulegen und zu bepflanzen. Diese Flächen tragen – ebenso wie Bäume – zur Verbesserung des Kleinklimas und zur Frischluftproduktion bei. Flächige Zierkies- oder Schotteraufschüttungen sind daher unzulässig. Ein vielfältiges, zusammenhängendes Mosaik aus Bepflanzungen, Wiesen- und Rase
	Zu angrenzenden Grundstücken ist das Gelände im Verhältnis 1 : 2 oder flacher abzuböschen. Stützmauern sind entlang der Grenzen zu den benachbarten Baugrundstücken nicht zulässig. Diese Regeln dienen dem Nachbarschutz und sollen dazu beitragen, dass das Gelände nicht massiv verändert wird. Gebäude und Freiflächen sollen sich mit dem Hang entwickeln. 
	Zur Begrenzung negativer Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt durch die Versiegelung sind für befestigte Flächen ausschließlich wasserdurchlässige Beläge zulässig.  
	Zur Gewährleistung ausreichender Sichtverhältnisse beim Ausfahren aus den Baugrundstücken in die Erschließungsstraße ist festgesetzt, dass beidseits der Zufahrten auf einer Länge von 3,00 m und einer Tiefe von mindestens 1,00 m die Höhe der Einfriedungen und Bepflanzungen maximal 0,60 m betragen darf.  
	Einfriedungen sind kleintierdurchlässig anzulegen, um eine unerwünschte Barrierewirkung zu vermeiden. 
	 
	 
	 
	Die örtlichen Bauvorschriften enthalten die Pflicht zum Nachweis der erforderlichen Stellplätze. Für Wohnungen müssen zwei Stellplätze nachgewiesen werden. Die Lebensrealität zeigt, dass Familien fast immer zwei Fahrzeuge benutzen, zumal das ÖPNV-Angebot, trotz vieler Verbesserungen, nicht für alle Lebens- und Arbeitssituationen passt. Die Straßen im Umfeld des Plangebietes sind nicht so ausgebaut, dass Fahrzeuge ohne Probleme im öffentlichen Straßenraum abgestellt werden können.  
	 
	5.7 Entwässerungskonzept / Regenwasserbewirtschaftung 
	Innerhalb des Plangebietes sind auf den jeweiligen Baugrundstücken Retentions- und Versickerungsmulden anzulegen, in die das anfallende Niederschlagswasser eingeleitet werden kann. Die Grundstücke weisen eine ausreichende Größe auf, um derartige Flächen anzulegen, die zudem in die Gartengestaltung integriert werden können. 
	 
	 
	6.0 Auswirkungen auf die Umwelt / Geschützte Arten  
	• Umweltverträglichkeitsprüfung 
	• Umweltverträglichkeitsprüfung 
	• Umweltverträglichkeitsprüfung 


	Die vorliegende Planung unterliegt aufgrund der geringen Flächengröße nicht der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. UVPG / Anlage 1 zum UVPG. 
	 
	Die Beurteilung der möglichen Eingriffe auf die Schutzgüter stellt sich wie folgt dar: 
	• Fläche 
	• Fläche 
	• Fläche 


	Das Plangebiet umfasst den Geltungsbereich eines bereits rechtskräftigen Bebauungsplanes, der Bau- und Verkehrsflächen aufweist. Die mögliche gebietsverträgliche Nachverdichtung dient dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden. 
	 
	• Landschaftsbild 
	• Landschaftsbild 
	• Landschaftsbild 


	Die künftig zulässigen zwei Vollgeschosse lassen die Neubebauung nach Süden markanter in Erscheinung treten, als dies bisher der Fall ist.  
	Die im nördlichen Bereich noch vorhandenen Obstbäume werden im Zuge der Umsetzung der Planung durch Zier- und Gartengehölze ersetzt, so dass sich der Charakter des Gesamtgebietes hin zu einem Wohnquartier entwickelt. 
	 
	 
	InlineShape

	Blick von Süden auf die südliche Bebauung im Plangebiet, im Vordergrund die Rebflächen und der Treppenweg zur Straße `Auf dem Hirtle´ 
	 
	 
	• Boden 
	• Boden 
	• Boden 


	Eingriffe in das Schutzgut Boden entstehen durch die Überbauung und die Anlage von Verkehrsflächen mit der damit verbundenen Befestigung / Versiegelung von Flächen. Die Hanglage führt zu Abgrabungen.  
	Der voraussichtliche maximale Befestigungs- / Versiegelungsgrad im Plangebiet mit dem damit verbundenen Verlust von Bodenfunktionen stellt sich wie folgt dar: 
	Allgemeines Wohngebiet = 4.044 m² GRZ 0,40   =    1.618 m² 
	zulässige Überschreitung gem. § 19 (4) Nr. 3. BauNVO 50 % =       809 m² 
	öffentliche Verkehrsflächen / Straße gem. Flächenbilanz (Pkt. 7.0) 
	=       783 m² 
	öffentliche Verkehrsflächen / Wirtschaftsweg 
	gem. Flächenbilanz (Pkt. 7.0)      =         99 m² 
	          =    3.309 m² 
	Gem. Pkt. 5.0 der örtlichen Bauvorschriften sind Stellplätze für PKW, Zufahrten und Hofflächen in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen, so dass in diesen Bereichen Bodenfunktionen zumindest teilweise erhalten bleiben. 
	 
	• Flora / Fauna  
	• Flora / Fauna  
	• Flora / Fauna  


	Biotope / biologische Vielfalt / Pflanzen 
	Geschützte Biotope bzw. Biotopstrukturen sind von der Planung nicht berührt. 
	Das Plangebiet wird außerhalb der Bebauung als Wies und Gartenland genutzt. Es enthält neben Zier- und Gartengehölzen einzelne Obstbäume und einen markanten Walnussbaum. Die Flächen grenzen im Süden und Osten unmittelbar an Rebflächen an.  
	 
	 
	InlineShape

	Wiesenflächen und Obstbäume im Norden des Plangebietes, rechts ein Walnussbaum 
	 
	Die Artenzusammensetzung wird sich mit der Umsetzung der Planung deutlich verändern. Die entstehenden Hausgärten werden in erster Linie Arten des besiedelten Raums enthalten. 
	Tiere / Geschützte Arten 
	Die im Geltungsbereich gelegenen Wiesenflächen und der Gehölzbestand sind als Brut- und Nahrungshabitat für Insekten, Vögel und Fledermäuse einzustufen. Von besonderer Bedeutung sind die Obstbäume im Norden des Plangebietes, die teilweise Asthöhlen und rissige Rindenbereiche aufweisen. Damit können sie auch als Sommerquartiere für Fledermausarten dienen.  
	Für Amphibien und Reptilien sind die Flächen aufgrund fehlender Habitatstrukturen ohne Bedeutung. 
	Die Planung stellt einen Eingriff (in die vorstehend beschriebenen Strukturen dar, der jedoch durch den rechtskräftigen Bebauungsplan abgedeckt ist. Die entfallenden Funktionen können aufgrund der Kleinräumigkeit des Eingriffs von umliegenden Flächen, insbesondere von den im Süden des westlich angrenzenden Bebauungsplangebietes `Hürtle´ gelegenen Grünflächen übernommen werden. Das Roden des Gehölzbestandes und das Abräumen der Wiesenflächen darf jedoch nur außerhalb der Ausschlusszeiten gem. BNatSchG erfolg
	 
	Biotopverbund 
	Das Plangebiet liegt deutlich außerhalb der im Fachplan `Landesweiter Biotopverbund´ dargestellten Such- und Kernräume. 
	 
	• Klima / Luft 
	• Klima / Luft 
	• Klima / Luft 


	Das Plangebiet hat aufgrund seiner Kleinräumigkeit und der teilweise schon vorhandenen Bebauung nur eine reduzierte eine siedlungsklimatische Ausgleichsfunktion. Der Abfluss der auf den Wiesenflächen entstehenden Kaltluft nach Südwesten und Südosten wird in beiden Richtungen durch die Bebauung und die damit verbundene Erhöhung der Oberflächenrauigkeit gestört. 
	Potentiell beeinträchtigt die zusätzliche Bebauung und Versiegelung zudem die Kaltluftbildung, erhöht die Wärmeabstrahlung und reduziert die Luftfeuchtigkeit.  
	Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung 
	Das Klima auf der Erde ist einem stetigen Wandel unterworfen. Durch den im Zuge der Industrialisierung vermehrten Ausstoß von Treibhausgasen wird der Prozess der Erderwärmung signifikant beschleunigt. Die Menschheit muss sich bereits jetzt mit den sicht- und fühlbaren Folgen des Klimawandels auseinandersetzen. Diese werden sich in den kommenden Jahren und Jahrzehnten deutlich verstärken. Direkte Folgen sind unter anderem: 
	• Hitze: Zunahme von extrem heißen Tagen und Nächten, u. U. verlängerte Vegetationsperiode, 
	• Hitze: Zunahme von extrem heißen Tagen und Nächten, u. U. verlängerte Vegetationsperiode, 
	• Hitze: Zunahme von extrem heißen Tagen und Nächten, u. U. verlängerte Vegetationsperiode, 

	• Trockenheit: Rückgang regelmäßiger Niederschläge, lange Trocken-perioden, Staubbildung, 
	• Trockenheit: Rückgang regelmäßiger Niederschläge, lange Trocken-perioden, Staubbildung, 

	• Starkregen: Zunahme der Starkregenereignisse, erhöhte Überschwemmungsgefahr. 
	• Starkregen: Zunahme der Starkregenereignisse, erhöhte Überschwemmungsgefahr. 


	Die vorgenannten direkten Folgen des Klimawandels ziehen weitere indirekte Folge nach sich. Diesen muss auch im Bereich der Bauleitplanung aktuell und in Zukunft verstärkt Rechnung getragen werden:  
	„[Die Bauleitpläne] sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln, auch in Verantwortung des für den allgemeinen Klimaschutz, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln“ (§1 (5) BauGB). 
	Hier gilt es, zwischen Maßnahmen zum Klimaschutz und Maßnahmen zur Klimaanpassung zu unterscheiden. Während erstgenannte das Ziel verfolgen, neue Emissionen zu vermeiden und so den Klimawandel zu verlangsamen, sollen mit den letztgenannten Maßnahmen die bereits eintretenden unumgänglichen Folgen des Klimawandels und deren Konsequenzen für ein Baugebiet bzw. eine Siedlung abgemildert werden. 
	In der vorliegenden Planung wird der beschriebenen Problematik mit den folgenden Festsetzungen Rechnung getragen: 
	Klimaschutz: 
	Bebauung    Die bestmögliche Nutzung innerörtlicher Potentiale und flächensparende Bauweisen sind ein wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz, weil die Inanspruchnahme von unbebauten Flächen mit klimatischen Ausgleichsfunktionen verringert bzw. vermieden wird.  
	Ausrichtung der Baufenster Die Baukörper sind zugunsten einer optimalen Solarenergienutzung nach Südwesten ausgerichtet.  
	Dachneigung Die in den örtlichen Bauvorschriften festgesetzten Dachneigungen von 25 - 32° begünstigen die Nutzung der Dächer zur Solarenergienutzung. 
	Pflanzgebote   Bäume binden CO2 und können somit zur Verminderung von klimawirksamen Stoffen in der Atmosphäre beitragen. 
	 
	 
	Klimaanpassung: 
	Grünflächen    Nicht überbaubare Grundstücksflächen sind als Grünflächen anzulegen. Durch die Anlage privater Grünflächen wird der Oberflächenabfluss von Regenwasser verzögert. Zudem reduzieren die Grünflächen die Abstrahlungshitze und dienen in räumlich begrenztem Maße der Kalt- und Frischluftproduktion. 
	Beläge Zugänge und Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z.B. Rasenpflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Decke, wasserdurchlässiges Pflaster) herzustellen. Die Maßnahme dient der Grundwasserneubildung sowie der Verzögerung des Oberflächenabflusses. Rasenpflaster und Rasengittersteine reduzieren zudem die Wärmeabstrahlung. 
	Dachgestaltung Mit der Unzulässigkeit anthrazitfarbener Materialien werden Aufheizungs-Effekte reduziert.  
	Fassadengestaltung  Durch die Unzulässigkeit von Kunststoffen, Metallpaneelen sowie glänzender und glasierter Materialien für Fassadenverkleidungen kann ebenfalls die Aufheizung der Gebäude im Sommer reduziert werden. Fassadenbegrünungen dienen der Klimaregulierung 
	Pflanzenliste   Standortgerechte Auswahl der Pflanzen u.a. im Hinblick auf Trockenresistenz. 
	 
	• Wasser 
	• Wasser 
	• Wasser 


	Oberflächengewässer sind von der Planung nicht betroffen.  
	Die mit der Bebauung verbundene Flächenversiegelung führt potentiell zu einem beschleunigten Abfluss des Oberflächenwassers und zur Verringerung der Grundwasser - Neubildung. Durch den Anteil nicht befestigter Flächen (private Grünflächen) und das festgesetzte Regenwasserbewirtschaftungskonzept sind wesentliche Beeinträchtigungen des Grundwasserhaushaltes nicht zu erwarten.  
	 
	• Kultur- und Sachgüter 
	• Kultur- und Sachgüter 
	• Kultur- und Sachgüter 


	Kulturgüter sind von der Planung nicht betroffen. Als Sachgüter sind die Bauflächen im Plangebiet zu werten, die durch die mögliche Nachverdichtung eher aufgewertet werden. 
	 
	• Mensch / Naherholung 
	• Mensch / Naherholung 
	• Mensch / Naherholung 


	Der Erlebnis- und Erholungswert der Landschaft wird durch die Planung nicht bzw. nur unwesentlich beeinträchtigt. Wegebeziehungen werden nicht beeinträchtigt.  
	 
	 
	 
	 
	 
	Fazit 
	Die zusammenfassende Bewertung ergibt, dass durch die Planung keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, wenn die festgesetzten Maßnahmen zum Ausgleich, zur Minimierung oder zur Vermeidung potentieller Eingriffe fachgerecht umgesetzt werden. Hierzu zählen 
	• die Anlage der nicht überbauten Flächen als private Grünflächen / Hausgärten,  
	• die Anlage der nicht überbauten Flächen als private Grünflächen / Hausgärten,  
	• die Anlage der nicht überbauten Flächen als private Grünflächen / Hausgärten,  

	• Pflanzgebote für Bäume, 
	• Pflanzgebote für Bäume, 

	• Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung, 
	• Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung, 

	• die Verwendung wasserdurchlässiger Materialien für die Oberflächenbefestigung. 
	• die Verwendung wasserdurchlässiger Materialien für die Oberflächenbefestigung. 


	 
	7. Flächenbilanz 
	Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes sind ausgewiesen: 
	Allgemeines Wohngebiet   4.044 m²     82,1 % 
	Verkehrsflächen / Straße      783 m²     15,9 % 
	Verkehrsflächen / Wirtschaftsweg      99 m²       2,0 % 
	Gesamt     4.926 m²   100,0 % 
	 
	 
	 
	 



